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Die Pandemie hat natürlich auch das Jahr der 
KZV Rheinland-Pfalz geprägt. Angesichts der un-
geplanten Widrigkeiten sind wir froh, gesund 
durch die Krise gekommen zu sein und das Ge-
schäftsjahr solide und planmäßig zu beschließen. 
Für Sie die gute und wichtige Nachricht: Trotz 
coronabedingter niedrigerer Einnahmen und 
höherer Ausgaben ist der Haushalt ausgeglichen 
und die Verwaltungskostenbeiträge bleiben im 
nächsten Jahr stabil. Wie geplant läuft auch die 
Zusammenlegung der Standorte. Ab Ende Januar 
haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
KZV Rheinland-Pfalz eine neue Arbeitsstätte, in 
der Sie herzlich willkommen sein werden.

Ihnen, sehr verehrte Damen und Herren, wün-
schen wir in dieser unwägbaren Lage weiterhin 
Ausdauer, Zuversicht und Wohlergehen. Ihnen, 
Ihren Familien sowie Ihren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern wünschen wir ein harmonisches, 
friedvolles Weihnachtsfest und ein glückliches, 
erfolgreiches und gesundes Jahr 2021. Ein neues 
Jahr verbunden mit der Hoffnung, dass das Virus 
seinen Schrecken verlieren und der Ausnahme-
zustand wieder der Normalität weichen wird.

Ihre

Den Schrecken verlieren
Heiligabend im Schichtsystem. Weihnachtsgans 
togo. „Oh du fröhliche“ via Skype. Krippenspiel 
am Gartenzaun. Die Corona-Pandemie setzt kre-
ative Kräfte frei, um im Kreis von Familie und 
Freunden Weihnachten feiern zu können. Das 
Wiegenfest im Ausnahmezustand. „Alle Jahre 
wieder“ passt so gar nicht in diesem Jahr.

Die Corona-Pandemie ist seit nahezu zehn Mona-
ten ein Stresstest für uns alle. Mit den Entschei-
dungen, den zweiten Lockdown zu verschärfen, 
hat die Politik weiter einen Riegel vor das gesell-
schaftliche Leben geschoben. Maske und Ab-
stand, kaum soziale Kontakte, keine Kultur- und 
Freizeitangebote. Reisen? Undenkbar in einer 
Zeit, die aus der Zeit gefallen ist. Ob die getroffe-
nen Maßnahmen helfen werden, die Infektions-
geschehen spürbar einzudämmen, darüber strei-
ten die Experten. Zur Beruhigung der Bevölkerung 
tragen die öffentlichen Debatten im Dauermodus 
jedenfalls nicht bei.

Ob und wie sich der neuerliche Lockdown in den 
Praxen niederschlägt, wird davon abhängen, wie 
sich die Infektionszahlen nun bis zum Jahres-
wechsel entwickeln werden. Dass Sie, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, selbst in einer tiefen Krise 
die Versorgung aufrechterhalten, haben Sie und 
Ihre Teams in den vergangenen Monaten ein-
drucksvoll bewiesen. Seit Beginn der Pandemie 
sorgen Sie für die reguläre Versorgung ebenso 
wie für die Versorgung infizierter und unter Qua-
rantäne stehender Patienten. Für Ihren hohen per-
sönlichen Einsatz und für Ihr Verantwortungsbe-
wusstsein möchten wir Ihnen am Ende dieses 
Ausnahmejahres noch einmal aufrichtig danken. 
Sie leisten einen unverzichtbaren Beitrag zur Da-
seinsvorsorge.

Joachim Stöbener
stv. Vorsitzender 
des Vorstandes

Marcus Koller
Vorsitzender 

des Vorstandes

„Am Ende dieses  
Ausnahmejahres sagen 

wir aufrichtig Danke.“
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KZV-Vertreterversammlung: 
Alles im Plan
Die Kassenzahnärztliche Vereinigung (KZV) Rheinland-Pfalz ist bisher gut durch die Corona-
Pandemie gekommen und sieht sich für die kommenden Krisenmonate gerüstet. Der Vor-
stand berichtete nun der Vertreterversammlung – von Angesicht zu Angesicht.

Text: Katrin Becker

ass die Zusammenkunft der Delegierten in diesen Tagen un-
gewohnt war, betonte der Vorsitzende der Vertreterver-
sammlung eingangs. „Ich freue mich, Sie hier und heute per-

sönlich begrüßen zu dürfen – mit beschränkter Öffentlichkeit, aber 
mit Sicherheit, ausreichend Abstand und Masken“, sagte San.-Rat 
Prof. Dr. Günter Dhom. Um rechtssichere Beschlüsse fassen zu kön-
nen, war die KZV von der Aufsicht angehalten worden, wenn mög-
lich eine Präsenzsitzung abzuhalten. Das Kurfürstliche Schloss in 
Mainz bot geeignete Räumlichkeiten, die gemäß der Corona-Lan-
desverordnung genügend Distanz zwischen den Delegierten er-
möglichten.

Stabile Finanzen

Die Corona-Krise habe auch der KZV Rheinland-Pfalz viel abver-
langt und aus der Erfahrung vergangener Pandemien sei ein Ende 
nicht in Sicht, sagte der Vorsitzende des Vorstandes, Marcus Koller, 
verhalten. Umso erfreulicher war die Bilanz der KZV, die er und 
sein Vorstandskollege Joachim Stöbener der Vertreterversamm-
lung präsentieren konnten. Die wichtigste Botschaft für die Zahn-
ärzteschaft: Trotz geringerer Einnahmen – weniger Behandlungs-
fälle in den Praxen bedeuten weniger Verwaltungskostenbeiträge 

D für die KZV – und deutlich höherer Ausgaben auf-
grund der zentralen Beschaffung von Schutzaus-
rüstung für die Praxen – liegt der Haushalt im 
Plan, erklärte der stellvertretende Vorsitzende 
Stöbener. Möglich gemacht habe dies eine solide 
und vorausschauende Finanzplanung, wie der 
Vorsitzende des Finanzausschusses, Dr. Georg 
Jacob, bestätigte. Die Verwaltungskostenbeiträ-
ge bleiben nach dem Beschluss der Vertreterver-
sammlung deshalb auch 2021 unverändert zu 
den Vorjahren.

Ferner berichtete Stöbener, dass die rückwirken-
de Anhebung der Punktwerte um drei Prozent 
inzwischen an die Praxen ausgezahlt wurde. Die 
Vertreterversammlung hatte dies auf Antrag des 
Vorstandes bereits im Juni beschlossen, um die 
Liquidität der Praxen zu sichern. Angesichts der 
andauernden Pandemie und wieder steigender 
Infektionszahlen sei dies ein weitsichtiger Be-
schluss gewesen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

am Samstag, den 14. November 2020, tagte die Vertreterversamm-
lung der KZV Rheinland-Pfalz. Während der Sitzung legte Dr. Peter 
Matovinovic sein Amt als Vorsitzender des Vorstandes der KZV 
Rheinland-Pfalz nieder. Der Rücktritt erfolgte mit sofortiger Wir-
kung. 

Einem Aufhebungsvertrag stimmte die Vertreterversammlung zu 
und wählte den bisherigen stellvertretenden Vorsitzenden Marcus 
Koller zum neuen Vorsitzenden des Vorstandes. Joachim Stöbener 

bleibt weiterhin stellvertretender Vorsitzender 
des Vorstandes. Bis zum Ende dieser Legislatur-
periode im Jahr 2022 werden sie gemeinsam die 
KZV Rheinland-Pfalz führen. Die Vertreterver-
sammlung hat darauf verzichtet, ein drittes Vor-
standsmitglied für die verbleibende Amtsperiode 
nachzuwählen.

Ich bedanke mich, auch im Namen der Vertreter-
versammlung, bei Dr. Matovinovic für sein vielsei-
tiges Engagement für den Berufsstand. Er hat 
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wichtige Impulse gegeben, die KZV Rheinland-
Pfalz weiterzuentwickeln. Für seine Zukunft wün-
sche ich ihm alles Gute.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, mit Mar-
cus Koller und Joachim Stöbener stehen zwei star-
ke Köpfe an der Spitze unserer KZV Rheinland-
Pfalz, die mit zukunftsorientierten Ideen die ver- 
tragszahnärztliche Versorgung gestalten, die das 
konstruktive Gespräch mit den Vertragspartnern 
pflegen und die sich in den Gremien der Selbst-

verwaltung im Bund und in den Ländern mit Nachdruck für die Kol-
legenschaft in Rheinland-Pfalz einbringen. Für die hervorragende 
Arbeit, die der Vorstand gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Verwaltung leistet, danke ich.

Unsere KZV Rheinland-Pfalz befindet sich weiterhin in guten Händen!

Mit freundlichen und kollegialen Grüßen

San.-Rat Prof. Dr. Günter Dhom
Vorsitzender der Vertreterversammlung
KZV Rheinland-Pfalz

Kommt eAU später?

Seit Anfang hakt es bei der Einführung der Tele-
matikinfrastruktur (TI). Immer wieder müssen 
Zeitpläne verschoben und Fristen verlängert wer-
den. Das trifft voraussichtlich auch die elektroni-
sche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU). 
„Derzeit glaube ich nicht, dass die eAU zum 1. Ja-
nuar 2021 Realität wird“, sagte Marcus Koller. Un-
klar sei, ob alle Hersteller die erforderlichen TI-
Komponenten rechtzeitig bereitstellen können. 
So gebe es Lieferschwierigkeiten beim elektroni-
schen Heilberufsausweis (eHBA), der notwendig 
ist, um Zugriff auf medizinische Daten zu erhal-
ten. Außerdem benötigten Praxen für die sichere 
Übermittlung der Daten den Dienst für Kommuni-
kation in der Medizin (KIM), der sich noch in der 

Testphase befinde. (Anm. d. Red.: Inzwischen wurde der Start der 
eAU auf Oktober 2021 verschoben.) Nicht sicher sei außerdem, ob 
die elektronische Patientenakte (ePA) im Januar zur Verfügung ste-
he. Die gematik gehe davon aus, dass Anfang nächsten Jahres kein 
ePA-fähiger Konnektor auf dem Markt sei und bis Ende des ersten 
Quartals 2021 nur wenige Leistungserbringer auf die ePA zugreifen 
können. Für die Zahnärzte in der Praxis relevant wird die ePA ohne-
hin erst ab dem Jahr 2022. Dann müssen sie auf Wunsch der Pati-
enten das Zahnbonusheft dort hinterlegen.

Die Zahnärzteschaft indes hat ihre Hausaufgaben gemacht. „95 
Prozent der Praxen in Rheinland-Pfalz sind an die TI angeschlos-
sen“, teilte Koller mit. Die 80 nicht angebundenen Praxen seien 
großteils Alterspraxen, die kurz- bis mittelfristig abgegeben wer-
den. Lediglich 10 bis 15 Praxen verweigerten den TI-Anschluss. Die 
KZV ist gesetzlich verpflichtet, bei diesen Praxen das Honorar zu  

Die 40-köpfige Vertreterversammlung tagte am 14. November 2020 
in Mainz – unter strenger Einhaltung der Corona-Abstands- und  
Hygieneregeln. | Fotos: KZV Rheinland-Pfalz
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kürzen – zunächst um ein Prozent, seit März 2020 um 2,5 Prozent. 
Basis der Kürzung wird das Honorar ohne Zahnersatz sowie ohne 
Material- und Laborkosten sein. Gekürzt wird nur bei den Primär- 
und Ersatzkassen. Die Kürzungen sollen Anfang nächsten Jahres 
rückwirkend zum 1. Januar 2019 vollzogen werden.

Wirtschaftlichkeit: Neuer Prüfrahmen kommt

Mit dem Terminservice- und Versorgungsgesetz wurde die Wirt-
schaftlichkeitsprüfung neu geregelt: Die Zufälligkeitsprüfungen 
entfallen, geprüft wird künftig ausschließlich nach Antrag bei Auf-
fälligkeit. Auf Bundesebene haben die Kassenzahnärztliche Bun-
desvereinigung und der GKV-Spitzenverband eine Rahmenemp-
fehlung erarbeitet, die die KZV Rheinland-Pfalz fristgerecht in 
Verhandlungen mit den Krankenkassen in eine regionale Verein

Splitter zur Vertreterversammlung

» �Jahresabschluss 2019: Dr. Georg Jacob, Vorsitzender des Finanz-
ausschusses, zitierte aus dem Bericht der Prüfstelle der Kassen-
zahnärztlichen Bundesvereinigung. Darin wird der KZV Rhein-
land-Pfalz eine „sehr präzise Haushaltsführung“ für das Jahr 
2019 bescheinigt. Um lediglich 2,99 Prozent wich die Planung 
vom Abschluss des Haushaltes ab. Wie in den Jahren zuvor seien 
jegliche Finanzkennzahlen ohne Auffälligkeiten. Die Prüfstelle 
hatte keine Bedenken, der Vertreterversammlung zu empfehlen, 
den Vorstand zu entlasten. Der Empfehlung folgte sie einstimmig.

» �Landesausschuss: Für die Amtsperiode 2021 bis 2024 waren die 
zahnärztlichen Mitglieder des Landesausschusses der Zahnärzte 
und Krankenkassen zu wählen. Die Delegierten benannten Mar-
cus Koller (1. Stellvertreter: Dr. Hans Joachim Menges, 2. Stellver-
treterin: Dr. Clara Döring), Joachim Stöbener (Dr. Michael Orth, Dr. 
Andrea Habig-Mika), Dr. Uwe Müller (Dorothee Hof, Dr. Peter Eh-
mer), Dr. Hans-Jürgen Krebs (Dr. Dr. Thomas Morbach, Dr. Susanne 
Huyer), Dr. Holger Kerbeck (San.-Rätin Dr. Kerstin Bienroth, Dr. 
Michael Heyden), Dr. Michael Herget (Dr. Carola Franzen, Pablo 

Ramón Seidel), Robert Schwan (Dr. Willi He-
meyer, Dr. Markus Esch), Dr. Ulrike Stern (Dr. 
Jens Vaterrodt, Dr. Till Gerlach), Dr. Kerstin Meudt 
(Dr. Bernd Prestel, Dr. Carmen Werling).

» �Landesschiedsamt: Gleiches galt für das Lan-
desschiedsamt für die vertragszahnärztliche 
Versorgung. Die Delegierten wählten Marcus 
Koller (1. Stellvertreter: Dr. Hans Joachim Men-
ges, 2. Stellvertreter: Dr. Gerrit Meyer), Joachim 
Stöbener (Florian Dehne, Dr. Clara Döring), Dr. 
Holger Kerbeck (Dr. Uwe Müller, Dr. Peter Eh-
mer), Dr. Ulrike Stern (Dr. Mischa Krebs, Dr. Till 
Gerlach).

» �Termine: Die nächste Vertreterversammlung 
findet statt am 20. November 2021. Das Dele-
giertentreffen, ein informeller Austausch der 
Vertreterversammlung, ist angesetzt für den 
12. Mai 2021.

barung überführt hat, berichtete Koller. Er unter-
strich, dass bei festgestellten Auffälligkeiten 
weiterhin das gezielte kollegiale Gespräch Vor-
rang habe. „Beratung geht vor Sanktionen und 
Rückzahlung.“ Zudem müsse ein Prüfantrag im-
mer hinreichend begründet sein. Die Vereinba-
rung tritt voraussichtlich am 1. Dezember 2020 
in Kraft. Details folgen in KZV aktuell 1/2021.

Verwaltungsgebäude bezugsbereit

Trotz Einschränkungen durch die Pandemie liegt 
auch der Bau des neuen Verwaltungsgebäudes 
in Mainz im Zeitplan. Die IT-Infrastruktur wird 
derzeit aufgesetzt, Anfang nächsten Jahres wer-

Im kollegialen Gespräch: Dr. Dr. Reinhard Lieberum 
(links) und Dr. Michael Orth.
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Niemals geht man so ganz

Unter langem Applaus verabschiedete die Vertreterversamm-
lung Manuela Zimmermann. Die Vorstandssekretärin wagt 
nach langen, aber keinesfalls langweiligen 38 Jahren bei der 
KZV in Koblenz einen beruflichen Neuanfang.

Ihre Karriere bei der KZV begann Manuela Zimmermann am  
1. Oktober 1982. Sie arbeitete zunächst in der Abrechnungs-
abteilung, im Frühjahr 1985 wurde sie Stenokontoristin in der 
Abrechnungsprüfabteilung. Zielstrebig und motiviert bildete 
sie sich berufsbegleitend weiter: Nach erfolgreichem Abschluss 
zur geprüften Sekretärin wechselte sie 1987 ins Sekretariat des 
Vorstandes, dessen Leitung sie kurz darauf übernahm. Manu-
ela Zimmermann hatte die Fäden zu jeder Zeit fest in der Hand. 
Nicht nur als Vorstandssekretärin, auch als Leiterin der Koordi-
nationsstelle sorgte sie dafür, dass es rund läuft im Zahnärz-
tehaus Koblenz. Als Beauftragte für Betriebliches Gesund-
heitsmanagement hat sie zuletzt zudem die Kolleginnen und 
Kollegen auf Trab gehalten.

2006 wurde Manuela Zimmermann eine ganz besondere Ehre 
zuteil: Sie erhielt die Verdienstmedaille der rheinland-pfälzi-
schen Zahnärzte – eine außergewöhnliche Auszeichnung für 
eine Mitarbeiterin der Verwaltung und Ausdruck der Wert-
schätzung, die Manuela Zimmermann von Mitgliedern, Vor-
stand und Kollegen der KZV Rheinland-Pfalz bis heute entge-
gengebracht wird. Nur ungern lässt die KZV Rheinland-Pfalz 
Manuela Zimmermann ziehen, aber so ganz geht sie nicht … 
Manuela Zimmermann bleibt der Zahnärzteschaft verbunden 
und übernimmt ab Januar nächsten Jahres die Geschäftsfüh-
rung der Bezirkszahnärztekammer Koblenz.

Liebe Frau Zimmermann, liebe Manuela! Vertreterversamm-
lung, Vorstand, Kolleginnen und Kollegen der KZV Rheinland-
Pfalz sagen von ganzem Herzen Danke! Wir werden Sie/Dich 
vermissen!

den die Büros ausgestattet. „Noch im Januar be-
ginnt der Umzug“, sagte Stöbener. Die Mitarbei-
ter ziehen standortweise um, sodass die Arbeits- 
fähigkeit der KZV zu jeder Zeit gewahrt bleibt. 
Den Anfang macht das Mainzer Zahnärztehaus. 
Infolge der Zusammenlegung der Standorte und 
aufgrund des altersbedingten Ausscheidens vie-
ler Mitarbeiter hat die KZV Rheinland-Pfalz eine 
langfristige Personalstrategie entwickelt, erklär-
te Stöbener weiter. Er verwies darauf, dass es der 
demografische Wandel und der „Kampf um Ta-
lente“ erforderlich machten, neue Wege in der 
Personalbindung und -gewinnung zu gehen. 
Statt auf traditionelle Kanäle setze die KZV 
Rheinland-Pfalz zunehmend auf neue Medien 
und Online-Plattformen, um qualifizierte Mitar-
beiter zu finden.

Personalmanagement geht Hand in Hand mit 
Compliance-Management. 2017 hat die KZV 
Rheinland-Pfalz begonnen, ein entsprechendes 
System aufzubauen, also Maßnahmen, Struktu-
ren und Prozesse zu etablieren, die ein regelkon-
formes, verantwortungsbewusstes Handeln im 
Unternehmen sicherstellen sollen. Dieses habe 
sich bei der Bewältigung der bisherigen Pande-
mie bewährt, führte der stellvertretende Vorsit-
zende aus. Die Vorgaben des Infektionsschutzge-
setzes wurden in ein internes Hygienekonzept 
überführt, das dazu beigetragen habe, das Infek-
tionsgeschehen in der KZV zu kontrollieren und 
die Handlungsfähigkeit für die Zahnärzte zu be-
wahren. Ferner diene ein fortlaufend aktualisier-
tes Pandemie-Handbuch als Leitlinie für den Um-
gang mit der Corona-Krise.

Vereint im neuen Jahr

Mit einem Dank für das Miteinander in diesem 
Jahr und einem Appell, auch im nächsten Jahr ge-
eint für die Kollegenschaft in ganz Rheinland-
Pfalz zu arbeiten, beschlossen San.-Rat Prof. Dr. 
Günter Dhom und Marcus Koller die Vertreterver-
sammlung. „Das standespolitische Gesamtkon-
zept ist fragil. Wir können es nur gemeinsam auf-
rechterhalten“, befand Koller. „Wir dürfen nie 
vergessen, dass unsere Gegner nicht in den eige-
nen Reihen sitzen“, so Dhom.  |

Mit gebotenem Abstand, aber nicht weniger herzlich verabschiede-
ten Marcus Koller (links) und Joachim Stöbener ihre rechte Hand 

Manuela Zimmermann.
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Gewusst wie! Heilmittel verordnen
Seit Juli 2017 können Vertragszahnärztinnen und -zahnärzte ihren gesetzlich versicherten 
Patienten Heilmittel nach einer eigenen Richtlinie und mit eigenem Heilmittelkatalog verord-
nen. Eine Novelle des Regelwerks tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. Was ist neu?

Text: Geschäftsbereich Abrechnung

ie Richtlinie ermöglicht Vertragszahnärztinnen und -zahn-
ärzten bei krankheitsbedingten strukturellen oder funk
tionellen Schädigungen des Mund-, Kiefer- oder Gesichts

bereichs bestimmte Maßnahmen der Physiotherapie inklusive 
physikalischer Therapie sowie der Sprech-, Sprach- und Schluck
therapie zu verordnen. Doch nicht nur der Mund- und Kieferbereich, 
sondern auch die anatomisch direkt angrenzenden oder funktionell 
unmittelbar mit der Kau- und Kiefermuskulatur zusammenhängen-
den Strukturen, also das craniomandibuläre System insgesamt, 
können durch die von Zahnärzten verordneten Heilmittel behan-
delt werden.

Zum 1. Januar 2021 wurde die Richtlinie überarbeitet. Hintergrund 
ist das Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG), das die 
Partner der Selbstverwaltung beauftragte, Änderungen in der Heil-
mittelversorgung zu vereinbaren.

Voraussetzung einer Verordnung

Eine Verordnung durch einen Vertragszahnarzt setzt voraus, dass 
ein Heilmittel hilft, eine Krankheit zu heilen, ihre Verschlimmerung 
zu vermeiden oder Beschwerden zu lindern. Dabei hat der Ver-
tragszahnarzt weiterhin im Einzelfall vorhandene Kontraindikatio-
nen zu berücksichtigen. Die Verordnungsmenge richtet sich nach 
dem medizinischen Erfordernis des Einzelfalls. Aber: Nicht bei jeder 
funktionellen oder strukturellen Schädigung ist es erforderlich, die 
Höchstverordnungsmenge je Verordnung bzw. die orientierende 
Behandlungsmenge auszuschöpfen. Das Gebot der Wirtschaftlich-
keit ist jederzeit zu beachten. 

Neu hinzugekommen ist, dass der Zahnarzt, soweit erforderlich, 
auch persönliche Lebensumstände sowie bekannte bisherige Heil-
mittelverordnungen erfragt und, falls notwendig, berücksichtigt. 
Ziel ist es, zum Beispiel gleichzeitige Behandlungen derselben Er-
krankungen mit Heilmitteln, die durch mitbehandelnde Zahnärzte 
verordnet wurden, zu vermeiden. Aber auch der Patient ist ange-

D halten, seinen Zahnarzt im Rahmen seiner Mög-
lichkeiten über vorherige Verordnungen zu infor-
mieren. Die Verordnung darf jedoch nicht mit dem 
Hinweis auf eine fehlende Information verwei-
gert werden. Die Indikation für die Verordnung 
von Heilmitteln ergibt sich dabei nicht aus der 
Diagnose allein, sondern aus der Gesamtbetrach-
tung der funktionellen oder strukturellen Schädi-
gungen und der Beeinträchtigung der Aktivitäten 
einschließlich der personen- und umweltbezoge-
nen Kontextfaktoren.

Orientierende Behandlungsmenge statt 
Regelfall

Im Kern ist die Richtlinie die Gleiche geblieben, 
bestehend aus zwei Teilen – dem Richtlinientext 
und dem Heilmittelkatalog. Eine wesentliche 
Neuerung ist, dass die bisherige, in Teilen kompli-
zierte Regelfallsystematik mit Erst- und Folge-
verordnung und Verordnung außerhalb des Re-
gelfalls durch einen Verordnungsfall mit orien- 
tierender Behandlungsmenge abgelöst wird. Ein 
Verordnungsfall umfasst alle Heilmittelbehand-
lungen für einen Patienten wegen derselben In-
dikation und derselben Indikationsgruppe nach 
dem Heilmittelkatalog.

Der Begriff „orientierende Behandlungsmenge“ 
soll deutlich machen, dass sich der Zahnarzt bei 
der Heilmittelverordnung an dieser Menge orien-
tiert, aber je nach medizinischem Bedarf des Pati-
enten davon abweichen kann. Damit sinkt das 
Risiko, eine ungenaue oder fehlerhafte Verord-
nung auszustellen. Rückfragen zwischen Zahn-
arzt und Therapeut werden zudem vermieden.
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Mit dem Wegfall der Verordnung außerhalb des Regelfalls entfällt 
das Genehmigungsverfahren, das einige Krankenkassen bisher 
verlangten. Somit sind auch für Verordnungsfälle, bei denen die 
orientierende Behandlungsmenge überschritten wird, keine Be-
gründungen mehr auf der Verordnung erforderlich. Besonders 
wichtig ist es deshalb, die Gründe für den höheren Heilmittelbedarf 
sorgfältig in der Patientenakte zu notieren. Falls Krankenkassen 
Regressanträge stellen, kann die aussagekräftige, schriftliche Do-
kumentation entscheidend sein.

Artikelhinweis

Lesen Sie mehr zur vertragszahnärztlichen Dokumentation in 
„Mehr als eine Gedächtnisstütze: Die lückenlose Dokumen-
tation“ in KZV aktuell 3/2020.

Für die Verordnung eines langfristigen Heilmittelbedarfs entschei-
det die Krankenkasse dahingehend weiterhin auf Antrag des 
Versicherten darüber, ob die auf Grundlage einer zahnärztlichen 
Begründung beantragten Heilmittel langfristig genehmigt wer-
den können. Hier hat sich also nichts geändert. Durch den Wegfall 
des Genehmigungsverfahrens außerhalb des Regelfalls sollen 
Zahnärzte, Therapeuten und Patienten von Bürokratie entlastet 
werden.

Weiterhin besteht die Regelung, dass Versicherten mit einem 
langfristigen Heilmittelbedarf die notwendigen Heilmittel je Ver-
ordnung für eine Behandlungsdauer von bis zu zwölf Wochen 
verordnet werden können. Die orientierende Behandlungsmenge 
gemäß dem Heilmittelkatalog ist nicht zu berücksichtigen. Die 
notwendigen Heilmittel je Verordnung können für eine Behand-
lungsdauer von bis zu 12 Wochen verordnet werden. Die Anzahl 
der zu verordnenden Behandlungseinheiten ist dabei abhängig 
von der Therapiefrequenz zu bemessen. Beispielsweise beträgt die 
maximale Verordnungsmenge pro Verordnung – bei einer Thera-
piefrequenz von ein- bis dreimal pro Woche – 36 Behandlungsein-
heiten.

Versorgungsdatum statt behandlungsfreiem Intervall

Mit der neuen Richtlinie fällt das „behandlungsfreie Intervall“ von 
zwölf Wochen weg. In Zukunft ist nicht mehr der letzte Behand-
lungstermin für eine neue Verordnung entscheidend, sondern das 
Datum der letzten Heilmittelverordnung: Liegt es noch keine sechs 
Monate zurück, wird der bisherige Verordnungsfall fortgeführt. Die 
„orientierende Behandlungsmenge“ gilt ebenfalls fort, wobei auch 
darüber hinaus verordnet werden kann, wenn es medizinisch erfor-
derlich ist. Liegt das Datum sechs Monate oder länger zurück, wird 
ein neuer Verordnungsfall ausgelöst.

Neu: Doppelbehandlungen

In begründeten Ausnahmefällen darf ein vorran-
giges Heilmittel auch als Doppelbehandlung ver-
ordnet werden. Beide Behandlungseinheiten sind 
zusammenhängend zu erbringen. Bei Doppelbe-
handlungen dürfen die auf der Verordnung ange-
gebenen Behandlungseinheiten nicht überschrit-
ten werden. Sind zum Beispiel sechs Behand- 
lungseinheiten verordnet, dürfen drei Doppelbe-
handlungen à zwei Behandlungseinheiten erfol-
gen. Je Doppelbehandlung kann maximal ein er-
gänzendes Heilmittel hinzukommen. Die neuge- 
schaffene Option der Doppelbehandlung soll ei-
ner zielgenaueren Versorgung des Einzelfalls 
dienen und ein besseres zeitliches Therapiema-
nagement ermöglichen.

Längere Frist für Beginn der Heilmittel-
therapie

Der späteste Behandlungsbeginn wurde von 14 
auf 28 Tage verlängert. Damit hat der Patient 
mehr Zeit, die Therapie zu beginnen. Gleichzeitig 
wird den längeren Wartezeiten bei den Thera-
peuten Rechnung getragen.

Versorgung von Kindern und  
Jugendlichen mit Behinderungen

Die Erbringung von Heilmitteln bei Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderung in tagesstruktu-
rierenden Einrichtungen ohne Verordnung eines 
Hausbesuchs wurde um weitere örtliche Möglich-
keiten erweitert. Damit wird die Einbindung von 
Therapieanwendungen in den Tagesablauf von 
Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen 
weiter verbessert.

Neuerungen im Heilmittelkatalog

Der Heilmittelkatalog ordnet den einzelnen me
dizinischen Indikationen das jeweilige verord-
nungsfähige Heilmittel zu, beschreibt das Ziel der 
jeweiligen Therapie und legt die Verordnungs-
mengen fest. Das sind zum Beispiel Lymph
drainagen zur Ableitung gestauter Gewebeflüs-
sigkeit, Physiotherapie bei Bewegungsstörungen, 
manuelle Therapie bei Gelenkblockaden oder 
Sprech- oder Sprachtherapie bei Lautbildungs-
störungen nach operativen zahnmedizinischen 
Eingriffen.
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Neues Verordnungsformular

Mit den Neuerungen im Heilmittelkatalog wurde auch das Verord-
nungsformular (Muster 13) geändert. Der Vordruck im Format DIN 
A4 hoch kann in den Geschäftsstellen der KZV Rheinland-Pfalz an-
gefordert oder alternativ mit der Praxis-EDV erstellt werden. Hier-
bei dürfen Inhalt, Aufbau und Struktur sowie die vorgegebenen 
Zeilenabstände nicht verändert werden. Der Vordruck besteht aus 
einer Vorder- und Rückseite. Die Rückseite muss nicht ausgefüllt 
werden. Die bisher geltenden Vordrucke dürfen ab dem 1. Januar 
2021 nicht mehr verwendet werden. 

Beim Befüllen sind folgende Hinweise zu beachten: 

1   Zuzahlungsfrei bzw. Zuzahlungspflicht
Hier ist anzugeben, ob der Versicherte Zuzahlungen zu leisten hat. 
Grundsätzlich ist die Heilmittelbehandlung zuzahlungspflichtig 
und damit das Feld „Zuzahlungspflicht“ anzukreuzen. 

2   Dringlicher Behandlungsbedarf innerhalb von 14 Tagen 
Grundsätzlich hat die Behandlung innerhalb von 28 Kalendertagen 
nach Verordnung durch den Vertragszahnarzt zu beginnen. Ist die 
Behandlung dringend, hat sie spätestens innerhalb von 14 Kalen-
dertagen zu beginnen. Dies ist auf der Verordnung durch Ankreu-
zen des Kästchens „Dringlicher Behandlungsbedarf“ kenntlich zu 
machen. Kann die Behandlung in den genannten Zeiträumen nicht 
aufgenommen werden, verliert die Verordnung ihre Gültigkeit. 

3   Hausbesuch
Das Kästchen „Hausbesuch - Ja“ oder das Kästchen „Hausbesuch - 
Nein“ ist anzukreuzen. „Ja“ ist anzukreuzen, wenn der Versicherte 
aus medizinischen Gründen den Therapeuten nicht aufsuchen 
kann oder der Hausbesuch aus medizinischen Gründen zwingend 
notwendig ist. Soweit ein Hausbesuch nicht notwendig ist, ist „Nein“ 
anzukreuzen. 

4   Therapiebericht
Bei Bedarf kann der Vertragszahnarzt einen Therapiebericht beim 
Heilmittelerbringer anfordern. Dies ist auf der zahnärztlichen Heil-
mittelverordnung durch Ankreuzen des Kästchens „Therapiebe-
richt - Ja“ zu kennzeichnen. Kann auf den Therapiebericht verzich-
tet werden, bleibt dieses Kästchen frei.

Heilmittel nach Maßgabe des Kataloges 
Auf der zahnärztlichen Heilmittelverordnung sind die Maßnahmen 
der Physiotherapie ( 5   Vorrangige Heilmittel, 6   Ergänzende Heil-
mittel) und der Sprech-, Sprach- und Schlucktherapie 7  nach 
Maßgabe des Heilmittelkataloges Zahnärzte anzugeben. Die 
gleichzeitige Verordnung von Heilmitteln aus den verschiedenen 
Abschnitten des Heilmittelkataloges (gleichzeitige Verordnung von 
Maßnahmen der Physiotherapie sowie Maßnahmen der Sprech-, 
Sprach- und Schlucktherapie) ist bei entsprechender Indikation zu-
lässig. Werden Heilmittel aus verschiedenen Abschnitten des Heil-
mittelkataloges verordnet, ist für jede Verordnung je ein Verord-
nungsvordruck zu verwenden. Es kann maximal ein vorrangiges 
Heilmittel verordnet werden. 

7  Bei der Sprech- und Sprachtherapie oder 
Schlucktherapie ist die Therapiedauer pro Sit-
zung abhängig von der Indikation sowie der Be-
lastbarkeit des Patienten anzugeben. Die Verord-
nungsmenge ist in der Zeile hinter der jeweiligen 
Therapiedauer zu konkretisieren (zum Beispiel 
30 min. 5x und 45 min. 5x). 

Bei einer Aufteilung der Gesamtverordnungsmen-
ge auf verschiedene Behandlungszeiten muss 
die Summe der Verordnungsmenge im Feld 7   
mit der Verordnungsmenge im Feld 8  überein-
stimmen. Wird keine Aufteilung vorgenommen, 
bleibt die Zeile für die Verordnungsmenge hinter 
der Behandlungszeit im Feld 7  leer.

8  Der Zahnarzt gibt die Behandlungsfrequenz 
für das verordnete Heilmittel gemäß Heilmittel-
Richtlinie an. Im Fall eines langfristigen Heilmit-
telbedarfs können die notwendigen Heilmittel je 
Verordnung für eine Behandlungsdauer von bis 
zu 12 Wochen verordnet werden 

9  Wird zu einem vorrangigen Heilmittel ein er-
gänzendes Heilmittel verordnet, kann in diesem 
Feld die Anzahl pro Woche und die Verordnungs-
menge für das ergänzende Heilmittel angegeben 
werden. Die Möglichkeit zur Verordnung einer 
Doppelbehandlung besteht nicht für ein ergän-
zendes Heilmittel.

10   Der Indikationsschlüssel ist vollständig anzu-
geben. Dieser setzt sich in der Regel aus der Be-
zeichnung der Indikationsgruppe (zum Beispiel 
LYZ2) und in Ausnahmefällen aus der Bezeich-
nung der Indikationsgruppe und dem Buchsta-
ben der vorrangigen Leitsymptomatik (nur bei 
CD1, CD2 und CSZ) zusammen (zum Beispiel CD1a 
oder CSZb).

11  Hier ist die Diagnose als Freitext anzugeben. 
Therapieziele sind nur zu ergänzen, wenn sie sich 
nicht aus der Diagnose und der Leitsymptomatik 
ergeben. Die Felder für den ICD-10-Code sind vom 
Vertragszahnarzt nicht auszufüllen.

12  Unter „Weitere Hinweise“ kann die Begrün-
dung zum langfristigen Heilmittelbedarf einge-
tragen werden.

13  Dieses Feld ist für Abrechnungszwecke des 
Therapeuten vorgesehen und ist vom verordnen-
den Vertragszahnarzt nicht auszufüllen.

Weitere Hinweise und Details zur Verordnung von 
Heilmitteln sind in beigefügter Ausfüllhilfe be-
schrieben.
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Folgende Neuerungen gibt es im  
Heilmittelkatalog:
	
» �Zahnärzte können Schlucktherapie nun als ei-

genes Heilmittel verordnen. Der Heilmittel
bereich heißt „Stimm-, Sprech-, Sprach- und 
Schlucktherapie“. Eine Behandlung mit Schluck-
therapie kann eindeutig auf der Verordnung 
kenntlich gemacht werden.

» �Maßnahmen der Elektrotherapie können jetzt 
auch ohne die Verordnung eines vorrangigen 
Heilmittels verordnet werden.

» �Flexiblere Behandlungsfrequenz: Die Frequenz-
empfehlungen sind nun einheitlich als Fre-
quenzspannen angegeben, zum Beispiel „1–3x 
wöchentlich“. Dadurch können die Behand-
lungstermine je nach Bedarf flexibler zwischen 
Therapeut und Patient vereinbart werden. Bei 
Änderungen der Behandlungsfrequenz entfal-
len zeitaufwändige Abstimmungen zwischen 
Zahnärzten und Therapeut.

» �In der Indikationsgruppe „CSZ – Chronifiziertes 
Schmerzsyndrom im Zahn-, Mund- und Kiefer-
bereich“ wurden die vorrangigen Heilmittel um 
die Therapiemaßnahme der manuellen Thera-
pie ergänzt.

» �In der Indikationsgruppe „LYZ1 – Lymphabfluss-
störungen“ ist die Frequenzempfehlung von 
1–2x wöchentlich auf 1–3x wöchentlich ange-
passt worden. 

» �In der Indikationsgruppe „SPZ – Störungen des 
Sprechens“ können nun mehrere vorrangige 
Heilmittel (verschiedene Behandlungszeiten) 
gleichzeitig verordnet werden – konkret sind bis 
zu drei möglich. Diese sind auf dem Verord-
nungsvordruck zu spezifizieren. 

	 - Sprech- und Sprachtherapie 30 Minuten
	 - Sprech- und Sprachtherapie 45 Minuten
	 - Sprech- und Sprachtherapie 60 Minuten

» �Gleiches zu den verschiedenen Behandlungs-
zeiten gilt für die Indikationsgruppe „SCZ – Stö-
rungen des oralen Schluckakts“ und für die Indi-
kationsgruppe „OFZ – Orofaziale Funktions- 
störungen“.  |

Änderungen bei den Indikationsgruppen in der Übersicht

Abkürzung Indikationsgruppe Neuerung

CD1 Craniomandibuläre Störungen mit 
prognostisch kurzzeitigem bis mit-
telfristigem Behandlungsbedarf

Der Begriff „Physikali-
sche Therapie“ wird  
gestrichen.

CD2 Craniomandibuläre Störungen mit 
prognostisch länger dauerndem 
Behandlungsbedarf, insbesondere 
wegen multipler struktureller oder 
funktioneller Schädigungen

Den Indikationsgruppen 
wird „chronische Osteo
arthritis des Kiefer
gelenks“ hinzugefügt.

ZNSZ Fehlfunktionen bei angeborenen 
cranio- und orofazialen Fehlbil-
dungen und Fehlfunktionen bei 
Störungen des Zentralen Nerven-
systems

Keine Änderungen

CSZ Chronifiziertes Schmerzsyndrom 
im Zahn-, Mund- und Kieferbereich

Die vorrangigen Heil-
mittel werden um die 
manuelle Therapie er-
gänzt.

LYZ1 Lymphabflussstörungen im Mund- 
und Kieferbereich einschließlich 
der ableitenden Lymphbahnen im 
Halsbereich

Die Frequenzempfeh-
lung wird auf 1–3x wö-
chentlich angepasst.

LYZ2 Chronische Lymphabflussstörun-
gen im Mund- und Kieferbereich 
einschließlich der ableitenden 
Lymphbahnen im Halsbereich

Keine Änderungen

SPZ Störungen des Sprechens Es können hinsichtlich 
der Behandlungszeiten 
gleichzeitig mehrere 
vorrangige Heilmittel 
verordnet werden 
(30/45/60 Minuten).

SCZ Störungen des oralen Schluckakts Es können hinsichtlich 
der Behandlungszeiten 
gleichzeitig mehrere 
vorrangige Heilmittel 
verordnet werden 
(30/45/60 Minuten).

OFZ Orofaziale Funktionsstörungen Es können hinsichtlich 
der Behandlungszeiten 
gleichzeitig mehrere 
vorrangige Heilmittel 
verordnet werden 
(30/45/60 Minuten).
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ach Auswertung der Kassenzahnärztli-
chen Vereinigung (KZV) Rheinland-Pfalz 
sind im zweiten Quartal 16 Patienten in 

die Corona-Schwerpunktpraxen vermittelt wor-
den. Über das infektionsärmere dritte bzw. Som-
merquartal waren es nur 10 Patienten. Im Herbst 
und mit steigendem Infektionsgeschehen sind 
die Zahlen wieder deutlich gestiegen. Allein in 
den ersten beiden Monaten des vierten Quartals 
wurden 37 Schmerzpatienten in einer Schwer-
punktpraxis behandelt.

In ganz Rheinland-Pfalz gibt es insgesamt 18 sol-
cher Corona-Einrichtungen, die die Notfallversor-
gung von Sars-CoV-2-infizierten bzw. an COVID-
19-erkrankten Patienten sowie von Patienten, die 
unter Quarantäne stehen, übernehmen. Sie sol-
len dazu beitragen, das Corona-Infektionsrisiko 
in Zahnarztpraxen weiterhin auf geringem Niveau 
zu halten. Der Corona-Notfalldienst ist ebenso 
wie der allgemeine zahnärztliche Notfalldienst 
ausschließlich für akute Schmerzpatienten be-
stimmt. Unter Notfallversorgung werden per De-
finition der Deutschen Gesellschaft für Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde (DGZMK) alle Be-
handlungen aufgrund von starken anhaltenden 
Zahnschmerzen, Blutungen sowie Schwellun-
gen/Abszessen im Zahn-, Mund- und Kieferbe-
reich verstanden.

Infizierte, erkrankte und unter Quarantäne ste-
hende Patienten werden über eine Hotline bei 
der KZV Rheinland-Pfalz an eine Schwerpunkt-
praxis vermittelt. Die Hotline ist unter der Ruf-
nummer 06131 / 8927-311, montags bis donners-
tags zwischen 8:30 Uhr und 15:30 Uhr sowie 
freitags von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr erreichbar. 
Außerhalb dieser Zeiten (abends, an Wochenen-
den und Feiertagen) übernimmt der allgemeine 
medizinische Notfalldienst unter der Rufnummer 
116 117 die Vermittlung.

N Nicht jeder Anrufer, der sich bislang an die Hot-
line gewendet hat, wurde an eine Schwerpunkt-
praxis vermittelt. Gründe hierfür waren meistens, 
dass sie als Kontaktperson II nicht unter behörd-
licher Quarantäne standen oder nach der DGZMK-
Definition keine Notfallpatienten waren. Sie wur-
den gebeten, sich erneut an den Hauszahnarzt zu 
wenden.  |

Corona-Schwerpunktpraxen: 
Zahl der Behandlungen steigt
Seit April werden Patienten, die positiv auf das SARS-CoV-2-Virus getestet wurden oder un-
ter dem Verdacht stehen, im zahnärztlichen Notfall in Schwerpunktpraxen behandelt. Bis 
Ende November wurden dort 63 Schmerzfälle versorgt.

Text: Katrin Becker
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Keine Chance für Cyberkriminelle: 
KZV Rheinland-Pfalz weiterhin für  
Informationssicherheit zertifiziert
Alle Daten, die in der Kassenzahnärztlichen Vereinigung (KZV) Rheinland-Pfalz verarbeitet 
werden, sind durch strenge technische und organisatorische Sicherheitsvorkehrungen vor 
Diebstahl geschützt. Das hat der TÜV Rheinland nun das dritte Jahr in Folge festgestellt und 
das Zertifikat nach ISO 27001 zur Informationssicherheit verlängert.

Text: Katrin Becker

eit 2018 ist die Kassenzahnärztliche Verei-
nigung nach der internationalen Sicher-
heitsnorm zertifiziert und weist damit sehr 

hohe Standards bei Datensicherheit und Daten-
schutz nach. Über alle Geschäftsbereiche und 
-prozesse und Hierarchieebenen hinweg verfügt 
sie über ein IT-Sicherheitskonzept, das vertrauli-
che Daten bestmöglich vor Missbrauch und Ver-
lust schützt und hilft, Sicherheitsrisiken zuver
lässig zu kontrollieren und zu reduzieren. Die 
KZV Rheinland-Pfalz ist bislang die einzige 
Kassenzahnärztliche Vereinigung mit einer ISO-
27001-Zertifizierung.

Gesundheitsdaten sind besonders  
schützenswert

Die Daten und Informationen, mit denen die Kas-
senzahnärztliche Vereinigung arbeitet, sind höchst 

sensibel. „Sozial- und Gesundheitsdaten sind 
streng vertraulich und stehen unter dem beson-
deren Schutz der Schweigepflicht und der Euro-
päischen Datenschutzgrundverordnung. Mit dem 
TÜV-Prüfsiegel dokumentieren wir unsere Ver-
antwortung für den Schutz der Daten, die uns von 
den Zahnärzten und deren Patienten anvertraut 
werden. Wir beweisen, dass wir Informationssi-
cherheit sehr ernst nehmen und ein starkes Be-
wusstsein für Bedrohungen aus dem Internet ha-
ben“, sagt Joachim Stöbener, stellvertretender 
Vorsitzender des Vorstandes der KZV Rheinland-
Pfalz. Der Fokus der KZV Rheinland-Pfalz lag im 
vergangenen Jahr darauf, die Mitarbeiter noch fit-
ter im Umgang mit Cyber-Gefahren und IT-Sicher-
heitsrisiken zu machen. Mithilfe eines modularen 
E-Learning-Programms und simulierter Angriffe 
mit gefälschten E-Mails (Phishing-Mails) wurden 
sie für die Tricks von Datendieben sensibilisiert.

S
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Mit fortschreitender Digitalisierung geraten Ein-
richtungen im Gesundheitswesen zunehmend 
ins Visier von Cyberkriminellen. Die Risiken rei-
chen von Datendiebstahl und Erpressung über 
den Missbrauch vertraulicher Informationen bis 
hin zum Ausfall der Systeme und damit des Ge-
schäftsbetriebs mit gravierenden rechtlichen, fi-
nanziellen und rufschädigenden Folgen.

Neue Herausforderung: IT-Sicherheit 
während der Pandemie

Die IT-Sicherheit der KZV Rheinland-Pfalz und 
die diesjährige Überprüfung durch den TÜV 
Rheinland standen zudem unter dem Eindruck 
der Corona-Pandemie. Damit beispielsweise 
Home-Office-Arbeitsplätze oder Videokonferen-
zen nicht zum Einfallstor für Cyberangriffe wer-
den konnten, mussten damit verbundene neue 
Sicherheitsrisiken identifiziert, technische Schutz-
maßnahmen getroffen und verbindliche Rege-
lungen für die Mitarbeiter geschaffen werden, 
erklärt Stöbener.

Rezertifizierung im Jahr 2021

Die internationale Sicherheitsnorm ISO 27001 
zertifiziert Unternehmen für ein leistungsfähiges 
System zur Informationssicherheit. Sie bietet ei-
nen systematischen Ansatz, um vertrauliche Da-
ten zu schützen, die Vertrauenswürdigkeit be-
trieblicher Informationen zu wahren und die 
IT-Systeme am Laufen zu halten. Die ISO-27001- 
Zertifizierung entspricht den Vorgaben des Bun-
desamtes für Sicherheit in der Informationstech-
nik an Sicherheitsstandards in Unternehmen. 
Einmal erteilt, ist die Zertifizierung nach ISO 27001 
drei Jahre gültig – vorausgesetzt, Unternehmen 
bestehen jährliche Zwischenkontrollen. Nach der 
Erstzertifizierung im Herbst 2018 fand bei der 
KZV Rheinland-Pfalz Ende September dieses Jah-
res das zweite sogenannte Überwachungsaudit 
statt. Zwei Tage lang prüften unabhängige Audi-
toren des TÜV Rheinland, ob die KZV die Vorga-
ben der ISO-Norm weiterhin erfüllt und ihre be-
trieblichen Prozesse rund um Informationssicher- 
heit weiterentwickelt hat. 2021 steht das Audit 
zur Rezertifizierung an.  |

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren,

auch in diesem Jahr haben wir uns entschlossen, auf Weih-
nachtsgrüße per Post zu verzichten und stattdessen den Ge-
genwert des Versandes einem gemeinnützigen Verein zu spen-
den. Die Wahl fiel diesmal auf die McDonald’s Kinderhilfe mit 
ihrem Ronald McDonald Haus in Mainz.

Die gemeinnützige Organisation baut und betreibt Ronald Mc-
Donald Häuser in ganz Deutschland, in denen Eltern und Ge-
schwister in der Nähe bleiben können, wenn ein Kind schwer 
erkrankt und in einer Klinik behandelt werden muss. Denn die 
Nähe der Familie hilft! Das Ronald McDonald Haus in Mainz 
befindet sich gegenüber des Zentrums für Kinder- und Jugend-
medizin des Universitätsklinikums. 

Mit der Spende möchten wir die so wichtige Arbeit der Kinder-
hilfe unterstützen. Wir sind sicher, hiermit auch in Ihrem Sinn 
gehandelt zu haben.

Im Namen der KZV Rheinland-Pfalz wünschen wir Ihnen und 
Ihren Familien ein gesegnetes, friedvolles Weihnachtsfest und 
ein gutes neues Jahr. Bleiben Sie gesund!

Herzlichst 

In eigener Sache: Spende statt Weihnachtskarten

Joachim Stöbener
stv. Vorsitzender  
des Vorstandes

Marcus Koller
Vorsitzender  

des Vorstandes
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Ihre Daten für die Weiterentwicklung
der vertragszahnärztlichen Versorgung!
Das Zahnärzte Praxis-Panel – kurz ZäPP – ist eine bundesweite Datenerhebung zur wirtschaft-
lichen Situation und zu den Rahmenbedingungen in Zahnarztpraxen. Etwa 35.500 Praxen 
haben dafür einen Fragebogen erhalten.

Sie haben auch Post bekommen? – Dann machen Sie mit!

● Für den Berufsstand! Das ZäPP dient Ihrer Kassenzahnärztlichen Vereinigung (KZV) und 
 der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung (KZBV) als Datenbasis für Verhandlungen 
 mit Krankenkassen.
● Vorteil für Sie! Finanzielle Anerkennung für Ihre Mitarbeit
● Vorteil für Sie! Kostenloser Praxisbericht für einen Vergleich Ihrer Praxis mit dem bundes-
 deutschen Durchschnitt
● Vorteil für Sie! Kostenlose Chefübersicht für Ihre Finanzplanung
● Wir garantieren Vertraulichkeit und Schutz Ihrer Daten!

Sie haben Fragen zum ZäPP?

Weitere Informationen im Internet unter 
 www.kzvrlp.de · www.kzbv.de/zaepp · www.zäpp.de
Oder einfach QR-Code mit dem Smartphone scannen.

Für Rückfragen bei Ihrer KZV: 
Telefon:  06131 8927-133  
E-Mail:  kontakt@kzvrlp.de 
Ansprechpartner: Jochen Kromeier

Ansonsten erreichen Sie bei Bedarf die Treuhandstelle des mit ZäPP beauftragten 
Zentralinstituts für die kassenärztliche Versorgung (Zi) unter der Rufnummer 030 4005-2444 
von Montag bis Freitag zwischen 8 und 16 Uhr. Oder E-Mail an kontakt@zi-treuhandstelle.de

Unterstützen Sie das ZäPP – In Ihrem eigenen Interesse!

 Kostenlose Chefübersicht für Ihre Finanzplanung
Vertraulichkeit und Schutz Ihrer Daten!

Letzter Abgabetermin:

31. Januar 2021!



Barbara Bierod 
Foto: KZV Rheinland-Pfalz

„Ein schönes Arbeitsleben, das sich 
wie Familie anfühlte“
Ende des Jahres verabschiedet sich Barbara Bierod in den wohlverdienten Ruhestand. Sie 
war 30 Jahre lang für die Kassenzahnärztliche Vereinigung (KZV) tätig – davon 15 Jahre als 
Leiterin der Wirtschaftlichkeitsprüfung. Sie blickt zurück auf eine schöne Zeit.

Interview: Kathrin Kromeier

rau Bierod, erzählen Sie doch kurz von den  
Anfängen bei der KZV Rheinland-Pfalz.

Obwohl zwischen meinen vorherigen Tätigkeiten und den vertrags-
zahnärztlichen Gebührenpositionen Welten lagen, konnte ich mich 
schnell einarbeiten und die Zusammenarbeit mit den Prüfungs- 
und Beschwerdeausschüssen machte mir sehr viel Freude. Zum da-
maligen Zeitpunkt war ich noch Sachbearbeiterin, wurde dann aber 
recht schnell stellvertretende Abteilungsleiterin. Mit der Fusion der 
drei rheinland-pfälzischen Kassenzahnärztlichen Vereinigungen 
übernahm ich die Leitung der Prüfungsstelle. Auch wenn die Wirt-
schaftlichkeitsprüfung in der vertragszahnärztlichen Tätigkeit ver-
ständlicherweise ein ungeliebtes Kind ist – in den 30 Jahren meiner 
Tätigkeit hat sie mich von Anfang bis Ende begleitet.

Was hat Ihnen bei Ihrer Arbeit am meisten Spaß bereitet?

Interessant fand ich, dass sich im Laufe der Jahre die Prüfsystema-
tiken immer wieder geändert haben, neue Leistungen dazukamen 
und sich das Aufgabengebiet ständig erweitert hat.

Gibt es etwas, was Sie vermissen werden und woran Sie 
auch in Zukunft gerne zurückdenken?

Vermissen werde ich auf jeden Fall meine Kolleginnen und Kollegen, 
die mich in vielen Jahren, manchmal Jahrzehnten, begleitet haben.

Was wird Ihnen besonders in Erinnerung bleiben?

Besonders in Erinnerung bleiben werden mir viele nette Begegnun-
gen. Vor allem an die Zusammenarbeit mit den Prüfzahnärzten und 
den Vertretern der Krankenkassen und an die Wertschätzung mei-
ner Person durch den Vorstand der KZV Rheinland-Pfalz werde 
ich noch oft zurückdenken.

Worauf freuen Sie sich in Ihrer Zeit „nach der KZV“?

Ich freue mich darüber, dass ich nach 30 Jahren bei der KZV Rhein-
land-Pfalz auf ein bewegtes und schönes Arbeitsleben zurückden-
ken kann, das sich ein bisschen wie Familie anfühlte. Für meine 
Zukunft wünsche ich mir noch viel Zeit für alle die Dinge, die im Be-
rufsalltag manchmal zu kurz gekommen sind.  |

Tiefer Dank! 

„Im Namen des Vorstandes und aller Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter danke ich 
Barbara Bierod zutiefst für ihr außeror-
dentliches Engagement, das herzliche 
Miteinander und ihre ansteckende Le-
bensfreude, mit der sie ihre Arbeit in der 
KZV Rheinland-Pfalz ausgefüllt hat“, sagt 
der Vorsitzende des Vorstandes, Marcus 
Koller zum Abschied. „Wir sind dankbar, 
dass wir mit ihr zusammenarbeiten durf-
ten. Nur ungern lassen wir sie gehen, 
wünschen ihr für den Start in ihren neuen 
Lebensabschnitt gleichwohl von Herzen 
alles Gute.“

F
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1950
Turing-Test

Haben Mensch und Maschine ein 
gleichwertiges Denkvermögen? 

Der Mathematiker Alan Turing will 
das herausfinden. Probanden 

kommunizieren per Chat mit einem 
Computer und einem Menschen. 
Finden sie nicht heraus, welcher 
Gesprächspartner Mensch oder 
Maschine ist, hat der Computer 

den Test bestanden.

1997
Deep Blue

Der IBM-Computer schlägt den 
Schach-Weltmeister Garri Kasparow 

in einem Wettkampf mit 
sechs Partien.

RoboCup
Wissenschaftler und Studenten 

treffen sich erstmals, um bei 
einer Fußball-WM ihre Roboter 

gegeneinander kicken zu lassen.

1966
ELIZA

Das Programm 
gilt als erster 
 dialogfähiger 

Chatbot. Er  
simuliert ein 
psychothera-

peutisches  
Gespräch.

1955/56 
Geburtsstunde 

der Künstlichen  
Intelligenz mit  
der Darthmore  

Conference

Künstliche Intelligenz: 
Maschinen, die wie Menschen denken
1997 bezwang der Schach-Computer Deep Blue den Schach-Weltmeister Garri Kasparow. 
Ein Duell Mensch gegen Maschine, Intellekt gegen Rechenleistung, das für Verunsicherung 
sorgte – und einen Meilenstein in der Entwicklung Künstlicher Intelligenz (KI) markierte.

Text: Katrin Becker

ngeheizt durch Science-Fiction-Filme wie „Terminator“ 
fürchteten Skeptiker, dass Computer und Maschinen die 
Menschen schon bald intellektuell überflügeln würden. 

Heute, fast ein Vierteljahrhundert nach der Niederlage Kasparows, 
gilt Deep Blue als wichtiger Schritt in der Entwicklung Künstlicher 
Intelligenz. Und KI ist für viele Menschen längst keine beängstigen-
de Technologie mehr, sondern ein praktischer Alltagshelfer. Nach 
einer Umfrage des Digitalverbandes Bitkom unter 1.000 Personen 
nutzt ein Großteil KI-Anwendungen. An der Spitze stehen Textvor-
schläge beim Nachrichtenschreiben (68 Prozent), Routenvorschlä-
ge bei der Navigation (62 Prozent) und Sprachassistenten auf dem 
Smartphone (60 Prozent). Auch Fahrassistenzsysteme im Auto (39 
Prozent) oder Kaufempfehlungen in Online-Shops (34 Prozent) 
werden verwendet. Dazu passt die positive Grundhaltung: Inzwi-
schen sehen mehr als zwei Drittel (68 Prozent) der Befragten Chan-
cen in der KI für Leben und Arbeit. Vor drei Jahren waren es weniger 
als die Hälfte (48 Prozent).

Nachahmung menschlicher Intelligenz

Künstliche Intelligenz ist kein neues Phänomen. 1955 nutzte der 
US-amerikanische Informatiker John McCarthy den Begriff erst-
mals, um Fördergelder für eine Fachkonferenz einzutreiben. Zehn 
Teilnehmer kamen im Sommer 1956 zur Darthmore-Konferenz zu-
sammen, um herauszufinden, wie sie Maschinen dazu bringen, wie 

Menschen Sprache zu nutzen oder Probleme zu 
lösen. Die Ergebnisse der Konferenz waren dünn, 
doch sie gilt als Geburtsstunde der KI als wissen-
schaftliche Forschungsdisziplin.

KI ist ein Teilgebiet der Informatik. Sie versucht, 
kognitive Fähigkeiten des Menschen wie Denken, 
Lernen, Planen oder Problemlösen auf Computer-
systeme zu übertragen. KI-Technologien bieten 
sich immer dort an, wo riesige und komplexe Da-
tenmengen (Big Data) verarbeitet werden sollen, 
die für das menschliche Gehirn und herkömmli-
che Methoden nicht zu bewältigen sind. Dabei ist 
KI nicht nur in der Lage, Daten auszuwerten, son-
dern KI lernt zugleich aus diesen Daten. Was sie 
lernt, bestimmt der Mensch durch Programmie-
rung von Handlungsanleitungen (Algorithmen). 
Deep Blue beispielsweise wurde mit Spielzügen 
aus tausenden Schachpartien gefüttert. Daraus 
„lernte“ der Computer und er konnte bis zu 200 
Millionen Schachzüge pro Sekunde im Voraus be-
rechnen und nach Erfolgschancen bewerten.

Damit KI-Systeme Daten untersuchen, Zusam-
menhänge herstellen und daraus Handlungen 

A

Vom Turing-Test bis AlphaGo: Die Geschichte der Künstlichen Intelligenz
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2011
Watson

Der Computer besiegt in der US-
Quizshow „Jeopardy“ die beiden 

weltbesten Spieler. Er analysiert die 
Fragen schneller und genauer als 

seine menschlichen Gegner.
	

Siri
Apples Sprachassistenzsoftware  

für iPhones erkennt und verarbeitet 
natürliche Sprache.

2014
Alexa

Amazon bringt  
seinen intelligenten 
Sprachassistenten 

auf den Markt. 

2016
Tay

Microsoft startet auf Twitter 
einen Chatbot – und muss ihn 

kurz darauf abstellen.  
Grund sind rassistische  

und sexistische Aussagen,  
die er von Nutzern übernahm. 
Tay war lernfähig und sollte 

klüger werden, je mehr er  
mit echten Menschen 

 kommunizierte.

2017
AlphaGo

Googles Programm 
schlägt den weltbesten 

Go-Spieler. Das Spiel 
galt bis dahin als  

zu komplex für  
Computer.

ableiten können, müssen sie zunächst „trainiert“ 
werden. Beim sogenannten Maschinellen Lernen 
werden dem System Trainingsdaten und Algo-
rithmen vorgegeben sowie Regeln für die Daten-
analyse und für das Erkennen von Mustern ein-
gespeist. Ist der Lernprozess abgeschlossen, kann 
es eigenständig auch bisher unbekannte Daten 
verarbeiten. Eine Variante des Maschinellen Ler-
nens ist Deep Learning, das noch komplexere 
Datenanalysen erlaubt.

Schwache vs. starke KI

Alle bislang existierenden KI-Systeme besitzen 
sehr eingeschränkte Fähigkeiten. Die ihnen zu-
grunde liegenden Algorithmen begrenzen sie auf 
einzelne, klar definierte Aufgaben. Sie können 
also nur Antworten auf die spezifischen Fragen 
geben, für die sie programmiert sind. Sie werden 
deshalb als schwache KI bezeichnet. Schwache 
KI-Anwendungen sind inzwischen im Alltag vieler 
Menschen angekommen, beispielsweise Sprach
assistenten wie Siri und Alexa oder Chatbots im 
Kundenservice. Das Gegenteil ist starke KI. Das 
ist vereinfacht gesagt das, was in Science-Fiction 
als „das Böse“ dargestellt wird: intelligente Robo-
ter oder Softwaresysteme, die die Kontrolle über 
die Menschen übernehmen. Obwohl die Entwick-
lung zuletzt große Fortschritte gemacht hat, ist 
starke KI allenfalls eine Zukunftsvision.

Melanom oder Muttermal?

In den vergangenen Jahrzehnten hat sich die KI 
vom Forschungsgegenstand hin zur Anwender-
technologie gewandelt. Entscheidend dafür wa-
ren vor allem große, günstige Datenspeicher so-
wie höhere Rechenleistungen von Computern, 
die die Verarbeitung von Big Data ermöglicht ha-
ben. So erkennen KI-Systeme heute nicht nur 

Sprache und Bilder, filtern Spam-Mails oder schlagen Produkte in 
Online-Shops vor. Inzwischen steuern sie auch Staubsaugerroboter, 
Fahrassistenzsysteme und Fertigungsanlagen oder sie sagen das 
Wetter voraus. In der Logistik planen sie Routen und Kapazitäten. 
Sie unterstützen Finanzdienstleister bei der Beurteilung von Kredit-
risiken oder beim Aufdecken illegaler Transaktionen. In der Land-
wirtschaft helfen sie beim Düngen und Säen und berechnen den 
besten Erntezeitpunkt.

Im Gesundheitswesen kann KI dazu beitragen, Krankheiten früher 
zu erkennen, Menschen besser zu versorgen und die Gesundheits-
ausgaben zu senken. Bewährt hat sie sich bislang in bildgebenden 
Verfahren. Inzwischen kann ein gut trainiertes Computerprogramm 
ein bösartiges Melanom von einem gutartigen Muttermal genauso 
verlässlich unterscheiden wie ein Hautarzt. Auch bei der Diagnose 
von Lungen- und von Brustkrebs kommt KI erfolgreich zum Einsatz. 
Zudem gibt es Anwendungen, die anhand der Blutwerte eine Blut-
vergiftung frühzeitig aufdecken oder Elektrokardiogramme zur 
Diagnose von Herzerkrankungen auslesen können. Die Forschung 
arbeitet daran, über Sprache die Früherkennung von Alzheimer-Er-
krankungen zu verbessern. KI kann darüber hinaus Arbeitsabläufe 
und Abrechnungsprozesse im Krankenhaus oder in der Arztpraxis 
optimieren. Digitale Assistenten helfen, die Termin- und Rezept-
wünsche des Patienten entgegenzunehmen.

KI erfordert hohes Maß an Regulierung

Künstliche Intelligenz entwickelt sich rasant. Sie ist vom For-
schungsthema zum Werkzeug für alle Branchen geworden und wird 
zunehmend an Bedeutung gewinnen. Damit drängen Fragen rund 
um Regulierung, Ethik und Datenschutz in den Vordergrund – gera-
de für KI im Gesundheitswesen. Werden Menschen zu „gläsernen 
Patienten“? Was geschieht, wenn eine Krankheit mithilfe von KI er-
kannt, aber nicht behandelt werden kann? Wie verändert KI das 
Verhältnis von Arzt und Patient? Gibt es Grenzen für ihren Einsatz? 
Wer übernimmt die Verantwortung für Diagnosen, die ein Patient 
von seinem Arzt auf Basis von Daten bekommt? Hierauf gilt es, kla-
re Antworten zu finden – und somit KI weiter zu „entmystifizieren“ 
und Akzeptanz stärker zu fördern.  |
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KI made in Rheinland-Pfalz:  
Landesregierung stellt Agenda für 
Künstliche Intelligenz vor
Rheinland-Pfalz will die Künstliche Intelligenz (KI) als Schlüsseltechnologie der Zukunft vor-
anbringen – mit mehr Forschungsmitteln, mehr Professuren und einer besseren Vernetzung 
von Wissenschaft und Wirtschaft.

Text: Katrin Becker

heinland-Pfalz verdoppelt die finanziellen 
Mittel zur Förderung der Künstlichen In-
telligenz. Die Landesregierung hatte für 

den Zeitraum von 2018 bis 2023 bereits rund 18 
Millionen Euro eingeplant. Nun nimmt sie bis ein-
schließlich 2025 weitere 18 Millionen Euro in die 
Hand, kündigte Ministerpräsidentin Malu Dreyer 
(SPD) bei der Vorstellung der rheinland-pfälzi-
schen KI-Agenda an. Ende September hatte das 
Kabinett den strategischen Baukasten zur Er
forschung und Anwendung der Technologie ver-
abschiedet. „Künstliche Intelligenz ist ein ganz 
entscheidendes Thema der Zukunft. Sie kann 
Chancen bieten, uns wirtschaftlich voranzubrin-
gen und unsere Lebensqualität in vielen Berei-
chen zu erhöhen, schwere Krankheiten wie Krebs 
zu heilen und neues Wissen hervorzubringen“, so 
Dreyer. Rheinland-Pfalz zählte sie zu den Pionie-

R ren im Feld der KI. Seit mehr als 30 Jahren fördere das Land die KI-
Forschung. Neben Universitäten und Hochschulen beschäftigen 
sich das Deutsche Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz 
(DFKI), das Fraunhofer-Institut für Techno- und Wirtschaftsmathe-
matik (ITWM) und das Fraunhofer-Institut für Experimentelles 
Software Engineering (IESE) – alle drei ansässig in Kaiserslautern – 
mit Künstlicher Intelligenz.

Laut Ministerpräsidentin soll durch den Ausbau und die Bündelung 
der vorhandenen Kompetenzen der Forschungsstandort Rhein-
land-Pfalz gestärkt und die Technologie weiterentwickelt werden. 
Dazu beitragen soll eine Allianz aus den vier Universitäten des Lan-
des, interessierten Hochschulen und außeruniversitären Einrich-
tungen. In der Allianz sollen Forschungsaktivitäten vernetzt und 
Fachkräfte von morgen qualifiziert und weitergebildet werden („KI-
Akademie“), um langfristig den Bedarf an Wissen und Kompetenz 
in Wissenschaft und Wirtschaft zu sichern. Zurzeit gibt es an den 
rheinland-pfälzischen Hochschulen 17 Lehrstühle für Künstliche 

KI-Initiative des Bundes

Künstliche Intelligenz steht noch am Anfang der 
Entwicklung. Doch Forscher ebenso wie Unter-
nehmen sind sich sicher: Das volkswirtschaftliche 
Potenzial selbstlernender Computerprogramme 
ist enorm. Laut einer Studie des Instituts für Inno-
vation und Technik im Auftrag des Bundeswirt-
schaftsministeriums wird der Einsatz der KI allein 
im produzierenden Gewerbe, vor allem in den 
wirtschaftsstarken Branchen Kraftfahrzeug- und 
Maschinenbau, Chemie und Elektrotechnik, in 
Deutschland bis zum Jahr 2020 eine zusätzliche 
Bruttowertschöpfung in Höhe von rund 32 Milli-
arden Euro schaffen.

Die Bundesregierung hat daher bereits 2018 eine KI-Strategie aus-
gerufen. Das Ziel: Deutschland zu einem führenden KI-Standort zu 
machen und zu den Vorreitern China und USA aufzuschließen. 
Hierfür sollen bestehende Kompetenzzentren weiterentwickelt und 
vernetzt werden, neue Lehrstühle an den Hochschulen geschaffen 
sowie der Wissenstransfer von der Forschung in die Wirtschaft 
beschleunigt werden. Dazu sollen bis 2025 drei Milliarden Euro be-
reitgestellt werden. Nach eigenen Angaben hat die Bundesregie-
rung im ersten Strategiejahr rund 100 Förderprogramme und Ini
tiativen gestartet. Die Zahl der KI-Start-ups sei um 62 Prozent 
gestiegen.

i
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Intelligenz. Im Rahmen der KI-Agenda sollen bis 
zu zehn neue Professuren geschaffen werden, um 
die Forschung weiter voranzubringen.

Daneben will die Landesregierung den Wissens
transfer in die Wirtschaft und in die Fläche för-
dern. Insbesondere soll der Mittelstand vermehrt 
für KI gewonnen werden. In sogenannten KI-Labs 
an Forschungseinrichtungen sollen sich kleinere 
und mittlere Unternehmen über konkrete Ein-
satzmöglichkeiten von Künstlicher Intelligenz in 
ihrer Branche informieren können. KI-Lotsen ste-
hen Unternehmen künftig als direkte Ansprech-
partner und Berater in Fragen der KI zur Seite. 
Mit Prof. Dr. Anita Schöbel vom ITWM ist die erste 
KI-Lotsin bereits benannt. Sie wird den Themen-
bereich KI und Mobilität betreuen. Mit Prof. Dr. 
Katharina Zweig von der Technischen Universität 
Kaiserslautern und Prof. Dr. Andreas Dengel vom 
DFKI hat das Land zudem zwei KI-Botschafter 
berufen. Ihre Aufgabe wird es sein, die rheinland-
pfälzische KI-Landschaft in der Welt sichtbarer 
zu machen und internationale Kontakte zu knüp-
fen und zu pflegen.

Dreyer betonte bei der Präsentation der Agenda, 
dass beim Ausbau der Künstlichen Intelligenz der 
Mensch im Mittelpunkt stehen müsse. „Als eine 
unserer größten Verantwortungen und Aufgaben 
sehe ich es an, dass KI immer zum Wohl von 
Mensch und Gesellschaft eingesetzt wird“, so die 
Ministerpräsidentin.

KI-Board der ZIRP

Über die Zukunftsinitiative Rheinland-Pfalz (ZIRP) 
hat das Land bereits im vergangenen Jahr eine 
Initiative zur Förderung Künstlicher Intelligenz 

gestartet. Im neu gegründeten „KI-Board“ der ZIRP sitzen rund 30 
Experten aus Wirtschaft und Wissenschaft mit dem Ziel, die wirt-
schaftliche, wissenschaftliche und gesellschaftliche Bedeutung 
von Künstlicher Intelligenz sowie branchenspezifische Herausfor-
derungen zu diskutieren und Maßnahmen vorzuschlagen. Thema 
in dem interdisziplinären Gremium ist auch die digitale Gesund-
heitsversorgung. Auf der Internetseite der ZIRP heißt es hierzu, 
dass Künstliche Intelligenz als Gesundheitsassistent dienen und 
die Chance für neue Erkenntnisse bieten könne, wenn sie ethisch 
verantwortungsvoll und zum Wohl der Menschen eingesetzt wer-
de. Die Möglichkeiten von KI in der Patientenversorgung seien viel-
fältig. Genutzt werden könne sie sowohl in der Prävention, Diag-
nostik und Therapie inklusive operativer Techniken bis hin zur 
Verwaltung.  |

ZIRP

Die Zukunftsinitiative Rheinland-Pfalz (ZIRP) ist ein Netz-
werk aus Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Kultur. Rund 
90 im Land ansässige Unternehmen und Institutionen ha-
ben sich zusammengeschlossen, um Strategien zu entwi-
ckeln, die den Standort Rheinland-Pfalz langfristig stärken 
und lebenswert erhalten. Ihre Arbeit gliedert sich in die 
Schwerpunkte Wirtschaft, Technologie, Nachhaltigkeit, 
Kultur, Wissen und Gesellschaft. In diesen Themenblöcken 
werden auch Zukunftsfragen des Gesundheitswesens und 
der Gesundheitswirtschaft diskutiert. Die Kassenzahnärzt-
liche Vereinigung Rheinland-Pfalz ist Mitglied der ZIRP.
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Prof. Dr. Prof. h.c. Andreas Dengel
Foto: DKFI

„Bewusstes Handeln gehört nicht  
zu den Fähigkeiten von KI“
Prof. Dr. Andreas Dengel, Geschäftsführender Direktor des Deutschen Forschungszentrums 
für Künstliche Intelligenz (DFKI) in Kaiserslautern, ist neuer KI-Botschafter für Rheinland-
Pfalz. Der Experte für Künstliche Intelligenz über intellektuelle Leistungsverstärker, eine Per-
le in der Pfalz und ungehobene Schätze.

Interview: Katrin Becker

err Prof. Dengel, was macht für  
Sie Künstliche Intelligenz so  
spannend?

Unser Umfeld, sei es am Arbeitsplatz, auf Reisen 
oder in der Freizeit, wird digitaler. Entsprechend 
gewinnt die damit verbundene Interaktion an In-
tensität; die Kommunikation wird vieldimensio-
naler. Damit gehen Daten einher, die in Menge, 
Erscheinungsform, Variabilität, Dynamik und Va-
lidität zunehmen. Dies erzeugt Komplexität, die 
wir nicht mehr fassen können. Das betrifft bei-
spielsweise Verkehrsleitsysteme und Transport-
logistik genauso wie Compliance-Regeln, Ver-
tragswerke und gesetzliche Abhängigkeiten oder 
Symptome, Krankheitsausprägungen, Wirkstoff-
varianten und Behandlungsoptionen. In den zu-
grunde liegenden Daten, Wechselwirkungen und 
Abläufen stecken Muster, die zeitlich, räumlich 
oder auf Grundlage anderer Eigenschaftsausprä-
gungen auftreten und die erfasst, interpretiert, 
vorhergesagt und zum Teil vermieden werden 
müssen. Bei mir landen täglich Probleme auf dem 
Tisch, aus der Medizin, der Energieversorgung, 
der Landwirtschaft, der Forensik oder aus dem 
Bereich Klimaschutz und Umwelt, die genau sol-
che Charakteristika aufweisen. Und genau hier 
wirkt und funktioniert Künstliche Intelligenz sehr 
oft: Sie hilft, Komplexität zu reduzieren, indem 
KI-Systeme als intellektueller Leistungsverstär-
ker agieren und damit unsere kognitiven Fähig-
keiten wie Erkennen, Verstehen oder Erinnern 
ergänzen bzw. erweitern. Diese vielfältigen An-
wendungsgebiete und Lösungsansätze machen 
KI für mich so spannend.

H

Das Interesse an KI wächst, es gibt inner-
halb der Bevölkerung jedoch auch Beden-
ken. Wie bereitet man die Gesellschaft 
am besten auf KI vor?

Nicht nur bei der Entwicklung von KI-Systemen, 
sondern auch bei der Einführung und Nutzung 
von KI müssen neben der Auswahl geeigneter 
Technologien viele Facetten und Details berück-
sichtigt werden. Transparenz, Offenheit und Ver-
trauenswürdigkeit sind ebenso wichtige Ziele, 
wie den Menschen zu jedem Zeitpunkt in einer 
steuernden Position zu belassen. Ethisch-morali-
sche, soziale und rechtliche Fragestellungen und 
Probleme können jedoch nur interdisziplinär be-
wältigt werden. Einerseits bedarf es dazu ethi-
scher und regulatorischer „Leitplanken“ in Form 
von Gesetzen, um dem manipulativen Potenzial 
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von missbräuchlich angewandter KI entgegenzu-
wirken. Andererseits müssen bei der Entwicklung 
von KI-Systemen neben dem aktuellen techni-
schen Forschungsstand auch gesellschaftliche 
und politische Entwicklungen einbezogen wer-
den. Auch kann der Einsatz interdisziplinärer 
Teams, die bereits beim Design von KI-Systemen 
zusammenarbeiten, zu merklichen Verbesserun-
gen führen. Darüber hinaus arbeiten Forscher, 
auch am DFKI, an „Explainable AI“, mit dem Ziel, 
die Entscheidungsprozesse der KI-Systeme für 
den Menschen verständlich darzustellen und ent-
scheidungsrelevante Daten explizit zu kenn-
zeichnen. Mit beiden Ansätzen, Teaming plus 
Technologie, schafft man Vertrauen. Außerdem 
gibt es speziell für ethisch-moralische Fragestel-
lungen erste Ansätze zu Evaluationssystemen, 
die eine ethische Bewertung von KI-Systemen 
vornehmen und etwaige Diskriminierungen trans-
parent machen.

Vertrauen in KI, aber auch die Akzeptanz solcher 
Systeme, kann in der Gesellschaft aber nur er-
reicht werden, wenn die Technik hält, was sie ver-
spricht, und die Menschen ausreichend über den 
Einsatz sowie Chancen und Gefahren aufgeklärt 
werden. Ich begrüße daher die zahlreichen Infor-
mationsangebote, die es inzwischen gibt, und 
freue mich, dass der Dialog zwischen Wissen-
schaft, Wirtschaft und Politik weiter voranschrei-
tet.

Welche Chancen sehen Sie in der KI  
insgesamt?

Die KI bietet uns als globale Gesellschaft ein 
technologisches Fundament, um die vieldimensi-
onalen Daten und ihre Zusammenhänge besser 
zu verstehen. KI ist immer dann von großem Nut-
zen, wo man Muster in den Daten entdecken 
kann. Sind diese Muster gefunden, stellt sich die 
Frage, warum sie entstanden sind, wie sie vorher-
gesagt werden können und wie man ihr Auftre-
ten bewirken oder vermeiden kann. KI ist also 
eine wichtige Komplementärtechnologie, deren 
Nutzung in allen Anwendungen mit großen Da-
tenmengen ihre Berechtigung findet. Natürlich 
muss dabei beachtet werden, dass die Datenbei-
spiele, mit denen man KI-Systeme trainiert, auch 
repräsentativ, vollständig, balanciert und mit 
möglichst wenig subjektivem Einfluss versehen 
sind. Wir müssen aber auch sehen, dass die Nut-

zung von KI im Alltag bereits Teil einer evolutionären Technikent-
wicklung ist; oft sind wir uns dessen gar nicht mehr bewusst. Wir 
nutzen heute Suchmaschinen, die Ergebnisse mit unseren Profilen 
in Abhängigkeit von unserem Standort und Terminkalender abglei-
chen, oder Routenplaner, die uns den schönsten, kürzesten oder 
schnellsten Weg suchen und dabei komplexe Verkehrsdichten und 
-ströme berücksichtigen, oder interagieren mit Kommunikations
assistenten wie Siri oder WhatsApp, die ihre Antworten und Satz-
vervollständigungen an unsere Bedürfnisse und Terminologie 
anpassen. Das ist aber nur eine Schlüssellochperspektive auf die 
mannigfaltigen Anwendungspotenziale von KI.

Und in Rheinland-Pfalz?

Wir haben mit dem DFKI eine Perle, die weltweit einen hervorra-
genden Ruf in Wissenschaft, Wirtschaft und darüber hinaus ge-
nießt. Wir arbeiten für die Global Player der Großunternehmen ge-
nauso wie mit dem deutschen Mittelstand an Lösungen mit volks- 
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Relevanz. Aus dem DFKI wur-
den bereits fast 100 Start-ups heraus gegründet, die mehr als 3.200 
Arbeitsplätze geschaffen und einen wichtigen Anteil daran haben, 
einen noch vor 30 Jahren eher produktionsorientierten Standort in 
einen IT-Standort zu transformieren, dessen Leuchtkraft immer 
mehr Unternehmen in die Region zieht, die „KI made in Kaiserslau-
tern“ nachfragen. Das ist eine große Chance, die das Bild von Kai-
serslautern und Rheinland-Pfalz nachhaltig positiv beeinflusst. 
Beschleunigen wollen wir diesen Prozess auch über die Maßnah-
men, die wir gemeinsam mit der Landesregierung in der KI-Agenda 
Rheinland-Pfalz verankert haben und die KI noch stärker in den 
Fokus rücken sowie die nationale Anwendung von KI-Systemen und 
die internationale Vernetzung des Standorts weiter vorantreiben 
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sollen. Dass dies gelingen kann, zeigen Umfra-
gen, die belegen, dass das Vertrauen in die KI bei 
der Bevölkerung wächst. So konnten sich bei-
spielsweise 83 Prozent der Befragten im Rah-
men der Innovationskonferenz für Medien in 
Hamburg (2019) vorstellen, mit KI zu kommuni-
zieren. Wir befinden wir uns auf einem guten 
Weg, was die Akzeptanz in der Bevölkerung be-
trifft. Meine Erfahrungen am DFKI zeigen aber 
auch, dass viele Unternehmen und Organisatio-
nen oftmals noch nicht die richtige technische 
Anwendung identifiziert haben, um ihre Daten-
schätze zu heben. Die Chance für Rheinland-
Pfalz liegt daher auch insbesondere in den er-
nannten KI-Lotsen und -Botschaftern, die als 
Ansprechpartner, Vermittler und Berater für die 
Wissenschaft, öffentliche Hand und Wirtschaft 
fungieren. Die Expertise ist vorhanden, es gilt, 
jetzt aktiv die Anstrengungen im Land zu bün-
deln und gemeinsam weiter an der Sicherung von 
Wettbewerbsvorteilen zu arbeiten.

Welche Grenzen oder Risiken hat  
Künstliche Intelligenz?

Die Digitalisierung und Technisierung sind in der 
heutigen Zeit insgesamt in sehr großen Schritten 
unterwegs und dabei spielt KI eine wichtige Rol-
le. Problematisch kann die oftmals inhärente 
Komplexität und Sensibilität solcher Systeme 
werden, denn je umfassender die angeschlosse-
nen Komponenten sind, desto komplexer sind die 
Abhängigkeiten. Verkehrssysteme, Fabriken oder 
die Stromversorgung werden anfälliger gegen-
über aktiven Angriffen von außen – aber eben 
auch für inhärente Probleme des Systems an sich. 

Da wir Menschen als KI-Entwickler nicht immer 
an alles denken und alle Möglichkeiten abwägen, 
können Lücken und Schwachstellen im System 
entstehen. Das kann dazu führen, dass KI anders 
handelt als ursprünglich vorgesehen. Um solchen 
Schwachstellen und Angriffsmöglichkeiten vor-
zubeugen, muss im Entwicklungsprozess beson-
ders sorgfältig gearbeitet werden. Die Grenzen 
von KI liegen dort, wo die Horrorszenarien in Film 
und Fernsehen beginnen: KI-Systeme bzw. Ma-
schinen, die selbstständig Denken, ein Bewusst-
sein haben und Entscheidungen völlig frei und 
eigenverantwortlich treffen. Heutzutage gibt es 
zwar Robotersysteme, die mit „Augen, Mund und 
Ohren“ im technischen Sinne agieren und bedingt 
selbstständig Entscheidungen treffen, wie man 
am Beispiel von RoboCup, fußballspielenden Ro-
boterteams, sehen kann. Die eigene Wahrneh-
mung und das Handeln, inklusive der daraus  
resultierenden Konsequenzen, können solche 
Systeme aber nicht reflektieren. Existierende KI-
Systeme simulieren rationales Handeln und kön-
nen den Menschen überflügeln. Selbstbestimm-
tes, bewusstes Handeln gehört nicht zu den 
Fähigkeiten von KI. Der Mensch steht hier also 
außer Konkurrenz und soll ganz im Sinne einer 
menschenzentrierten KI von solchen Systemen 
lediglich in seinen Entscheidungen und bei der 
Ausübung von Tätigkeiten unterstützt werden.

Wo sehen Sie das deutsche Gesundheits-
system beim Thema KI?

Unser Gesundheitssystem unterliegt in seinen 
Prozessen und beteiligten Akteuren einem sehr 
tradierten Denken, das auch durch übertriebene 
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Bedenken und Besitzstandswahrung geprägt ist. 
Verschiedene Akteure, mit unterschiedlichen Ge-
schäftsmodellen und Wertschöpfungsansätzen, 
prallen auf Reformbestrebungen der Legislative, 
die manchmal zu eindimensional gedacht sind. 
Es ist nicht meine Aufgabe, hier Kritik anzuset-
zen, aber die Gegensätze der verschiedenen Inte-
ressengruppen sind groß. In die diversen Pro
zesse, sei es in der Arzneimittelzulassung, der 
Abrechnung medizinischer Leistungen in den 
komplexen Regelwerken der Gebührenordnun-
gen oder in der Verfügbarkeit aggregierter Daten 
liegen ungehobene Schätze, die nach dem Ein-
satz von KI schreien, wenn die Akteure sich einig 
wären.

Worin liegt Ihrer Meinung nach das  
größte Potenzial für KI in der Medizin?

KI-Systeme lassen sich in der Medizin beson-
ders gut anwenden, da die Diagnostik oftmals 
auf eine reichhaltige Datengrundlage aus Bild-, 
Text- oder Biodaten angewiesen ist. Dabei kön-
nen zum Beispiel die Analyse komplexer me
dizinischer Bilder, der Umgang mit großen In
formationsflüssen oder die Vorhersage von 
Krankheiten technisch gestützt werden. KI kann 
eingesetzt werden, ohne programmieren zu 
müssen, und zwar überall dort, wo aus der Ver-
gangenheit explizite Expertise vorhanden ist, 
wie etwa bei bildgebenden Verfahren in der Dia-
gnostik und Therapie, sei es in der Radiologie, 
der Kardiologie, der Onkologie oder der Derma-
tologie. Im Fokus der Entwicklung stehen Assis-
tenzsysteme, die datenbasiert quasi eine zweite 
Meinung ableiten und zur Entscheidungsunter-
stützung herangezogen werden können. Dabei 
verfolgen sie das Ziel, die Spezifität und Sensiti-
vität positiv zu beeinflussen, das heißt Ver-
dachtsfälle auszuschließen, Kosten zu reduzie-
ren oder Todesfälle bzw. unnötige Behandlungen 
zu vermeiden. Damit ergeben sich neue Potenzi-
ale für präzisere Diagnostik und personalisierte 
Therapien.

Aber auch bei der Augmentierung von Work-
flows oder bei der Schulung und dem Training 
von Personal ist die Anwendung intelligenter 
Systeme denkbar. Dies gilt für das engste Um-
feld der Ärzte im Operationssaal genauso wie 
für das Pflegepersonal, wo auch eine roboterge-
stützte Assistenz bei physischen Aufgaben zu-

nehmend realistisch wird. Es gibt bereits Robo-
ter, die beispielsweise in der Pflege entlasten, 
indem sie einfache Bring- und Holdienste aus-
führen oder Patienten für eine kurze Zeit be-
schäftigen.

Herausragende Fortschritte können wir bereits in 
der Prothesentechnik beobachten. Medizinpro-
duktehersteller sind in der Lage, intelligente Un-
terarmprothesen zu fertigen, die verschiedene im 
Alltag benötigte Bewegungen ausführen können. 
Dazu zeichnet der Patient zunächst mithilfe einer 
Lernmanschette, die mit Elektroden bestückt ist, 
unterschiedliche Bewegungsmuster auf und im 
Anschluss daran lernt die intelligente Prothese, 
diese Muster in spezifische Bewegungen umzu-
setzen. Ich persönlich sehe in solchen protheti-
schen Anwendungen sowie der personalisierten 
Therapie die größten Potenziale im Zusammen-
spiel von KI und Medizin.

Sehen Sie Chancen für die Zahnmedizin?

In der Zahnmedizin ist die bildgebende Diagnos-
tik nicht mehr wegzudenken. KI kann hier vielfäl-
tig unterstützen. Das beginnt mit smarten Syste-
men in Form von Dialogassistenten, die von 
Zahnärzten verwendet werden. Unternehmen 
bieten bereits Lösungen mit Alexa an, die Sätze 
wie „Alexa, zeig mir die Bissflügel von Nummer 
18“ verstehen, was den Behandlungsverlauf  ver-
einfachen kann. Aber auch in anderen Bereichen 
wie der Odontologie kommt KI zum Einsatz. So 
werden zur Bestimmung von Erkrankungen oft-
mals Aufnahmen mit intraoralen Kameras auf
genommen. Hier kann KI unterstützen und Bilder 
in Kombination mit Patientendaten auswerten. 
Dadurch können kariöse Läsionen genauer iden-
tifiziert sowie eine Vielzahl von Risikofaktoren 
und Symptomen in die Diagnostik einbezogen 
werden. Im Gegensatz zum Menschen ermüdet 
ein smartes System nicht und kann bei der Erstel-
lung eines Befundes mehrere tausend mögliche 
Erkrankungen berücksichtigen und prüfen. Ins-
gesamt sehe ich das Potenzial ähnlich gut gela-
gert wie in anderen Bereichen der Gesundheits-
branche. Dadurch, dass zahnärztliche Behand- 
lungen oftmals auf bildgebende Verfahren ange-
wiesen sind, lassen sich hier besonders viele An-
knüpfungspunkte für KI identifizieren.

Herzlichen Dank für das Gespräch.
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KZBV-Vertreterversammlung:  
„Pandemie ist am 31.12.2020 nicht vorbei“
Die Bewältigung der Corona-Krise stand im Fokus der Herbst-Vertreterversammlung der 
Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung (KZBV). Unter dem Eindruck dramatisch steigen-
der Infektionszahlen und des erneuten Teil-Lockdowns berieten die Delegierten Lehren und 
Handlungsbedarfe aus der Pandemie.

Text: Katrin Becker

er Vorstandsvorsitzende der KZBV, Dr. 
Wolfgang Eßer, machte deutlich, dass das 
steigende Infektionsgeschehen die Zahn-

arztpraxen erneut vor große Herausforderungen 
stelle. „Wir werden aber alles dafür tun, dass die 
Praxen unbeschadet durch diese zweite Welle 
kommen.“ Auch in dieser Krise sei es Aufgabe der 
Kassenzahnärztlichen Vereinigungen im Bund 
und in den Ländern, vertragszahnärztliche Struk-
turen zu erhalten.

Seit Beginn der Pandemie habe der Berufsstand 
eindrucksvoll bewiesen, dass sich die Menschen 
auf die Zahnärztinnen und Zahnärzte und auf 
das vertragszahnärztliche Versorgungssystem 

verlassen könnten. Hierfür dankte Eßer der Zahn-
ärzteschaft und ihren Praxisteams ausdrücklich. 
Er betonte, dass der Berufsstand weiterhin seine 
Verantwortung für die Gesundheit von Patienten 
und Mitarbeitern wahrnehme. „Es bleibt unser 
primäres Ziel, die Versorgung aller Patienten bei 
maximalem Infektionsschutz aufrechtzuerhalten 
und das Infektionsrisiko in den Praxen zu mini-
mieren.“

Versorgungsstrukturen in Gefahr

Zugleich machte der KZBV-Chef klar, dass es 
hierfür auch der Unterstützung der Politik bedür-
fe. Er forderte vom Gesetzgeber geeignete Rah-
menbedingungen ein, die dem Berufsstand die 
Bewältigung der Corona-Krise erleichtern. Mit 
Blick auf einen möglichen erneuten Einbruch im 
Leistungsgeschehen müsse der Gesetzgeber ei-
nen echten finanziellen Schutzschirm über die 
Zahnärztinnen und Zahnärzte spannen, der es 
den Kassenzahnärztlichen Vereinigungen er-
mögliche, auf regional unterschiedliches Infekti-
onsgeschehen angemessen zu reagieren und in 
Not geratene Praxen zielgerichtet zu unterstüt-
zen. „Der mit der COVID-19-Versorgungsstruk
turen-Schutzverordnung eingeführte pauschale 
Ansatz zur Sicherung der Liquidität 2020 reicht 
zur Sicherung unserer bewährten zahnärztlichen 
Versorgungsstrukturen nicht aus. Die Pandemie 

D

Zum wiederholten Mal forderte Dr. Wolfgang Eßer den Gesetzgeber 
auf, den Zahnärzten eine finanzielle Entschädigung für die pande-
miebedingten Einbußen zu gewähren.
Fotos: ©KZBV/Spillner
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ist am 31.12.2020 nicht vorbei“, betonte er. Be-
reits während des ersten Lockdowns im Frühjahr 
seien extreme und abrupte Einbrüche im Leis-
tungsgeschehen aufgetreten, die die Praxen zum 
Teil vor große wirtschaftliche Probleme gestellt 
haben (siehe Textkasten). Die von der Politik für 
die Zahnärzteschaft verabschiedete Liquiditäts-
hilfe mit 100-prozentiger Rückzahlungsverpflich-
tung bei Überzahlung betrachtete Eßer weder als 
sachgemäß noch als akzeptabel. Im Gegenteil: 
Dieses Konstrukt eigne sich dazu, die wirtschaft-
liche Situation einzelner Praxen weiter zu ver-
schärfen. Es sei zu befürchten, dass Praxen in-
folge der Pandemie zur Aufgabe ihrer Tätigkeit 
gezwungen sein und Versorgungsstrukturen weg-
brechen könnten. „Wenn die Politik auch nach der 
Krise auf eine funktionierende flächendeckende 
und wohnortnahe Versorgung bauen will, dann 
darf sie diese jetzt nicht aufs Spiel setzen“, so 
sein Appell.

Zur Bewältigung der aktuellen Corona-Krise und 
zur Vorbereitung des vertragszahnärztlichen Ver-
sorgungssystems auf mögliche künftige Pande-
mien, skizzierte Eßer weitere Forderungen, die 
die KZBV in die politische Debatte eingebracht 
habe. Geschaffen werden müsse eine Regelung 
für eine bedarfsgerechte Fortschreibung der Ge-
samtvergütung in den Jahren 2021 und 2022. Die 
pandemiebedingte Verzerrung des Versorgungs-
geschehens dürfe nicht die Grundlage für die 
Weiterentwicklung sein. Im Frühjahr war persön-
liche Schutzausrüstung (PSA) weltweit ein sehr 
rares Gut. Damit sich ein Mangel nicht wiederholt, 
müsse eine nationale bzw. europäische Produkti-
on und Beschaffung sowie Bevorratung geför-
dert werden. Bund und Länder hätten sicherzu-
stellen, dass in künftigen Krisen ausreichend PSA 
für die gesamte vertragszahnärztliche Versorgung 
vorgehalten werde und deren Finanzierung gesi-
chert sei. Ferner bedürfe es einer gesetzlichen 
Regelung, die im Einheitlichen Bewertungsmaß-
stab für zahnärztliche Leistungen (BEMA) eine 
Zuschlagsposition für epidemiebedingte Mehr-
aufwendungen ermöglicht. Entsprechende An-
träge wurden von der Vertreterversammlung ver-
abschiedet. Sie sind einsehbar unter 
www.kzbv.de > Politik > Vertreterversammlung > 
9. Vertreterversammlung.  |

Entwicklung des Versorgungsgeschehens im  
ersten Halbjahr 2020

Die KZBV hat mit Unterstützung der Kassenzahnärztlichen 
Vereinigungen das vertragszahnärztliche Versorgungsge-
schehen im ersten Halbjahr 2020 ausgewertet. Dr. Wolfgang 
Eßer stellte der Vertreterversammlung die wesentlichen Er-
gebnisse vor:

» �Insbesondere in den Monaten April und Mai ist das Leis-
tungsgeschehen extrem und abrupt eingebrochen. Im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum gab es Rückgänge von bis 
zu minus 40 Prozent. In einigen KZV-Bereichen sind die 
Einbrüche noch höher ausgefallen. Rund 85 Prozent der 
Praxen verzeichneten im zweiten Quartal 2020 eine rück-
läufige Leistungsmenge, wobei der Rückgang im Durch-
schnitt minus 23 Prozent betrug. Auch im gesamten ersten 
Halbjahr war das Versorgungsgeschehen deutlich rückläu-
fig, hier liegen die Rückgänge bei 5,5 bis 16,3 Prozent.

» �Die Praxen waren unterschiedlich betroffen. Zahlreiche 
Praxen waren mit weit überdurchschnittlichen Rückgän-
gen konfrontiert. Im gesamten zweiten Quartal verzeichne-
te bei der Leistungsmenge jede zweite Praxis Rückgänge 
von mehr als 10 Prozent, jede vierte Praxis Rückgänge von 
30 Prozent und jede zehnte Praxis sogar Rückgänge von 
mehr als 40 Prozent.

» �Nach dem Ende des Frühjahr-Lockdowns habe das Versor-
gungsgeschehen nur sehr langsam wieder Fahrt aufge-
nommen, sagte Eßer. Angesichts des aktuellen Infektions-
geschehens müsse damit gerechnet werden, dass es 
erneut zu Leistungseinbrüchen komme. Es sei nicht abseh-
bar, wann das Niveau von 2019 wieder erreicht werde.

Die KZV-Vertreterversammlung tagte erneut  
digital und mit Abstand.
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KZBV-Vertreterversammlung zu iMVZ: 
„Es ist nicht egal, wer versorgt“
Investorengeführte zahnmedizinische Versorgungszentren (iMVZ) stehen in der Kritik, die 
Versorgungsqualität und das Patientenwohl zu gefährden. Zwei von der KZBV in Auftrag 
gegebene und zur Vertreterversammlung vorgelegte Gutachten stützen diese Einschätzung.

Text: Katrin Becker

eit fachgruppengleiche Facharztzentren im Jahr 2015 ge-
setzlich erlaubt wurden, haben sich MVZ und damit auch 
iMVZ nach Angaben der Kassenzahnärztlichen Bundesver-

einigung (KZBV) stark ausgebreitet. Jedes fünfte der gut 1.000 
Zahnmedizinischen Versorgungszentren befindet sich inzwischen 
in der Hand von Finanzinvestoren. Gab es im Dezember 2015 ledig-
lich zehn iMVZ, so waren es im März 2020 bereits 207. Die seitdem 
geäußerte Befürchtung der Berufsorganisationen, dass iMVZ kaum 
einen Beitrag zur Sicherstellung der Versorgung in ländlichen und 
strukturschwachen Regionen leisten und höhere Kosten für das 
Gesundheitssystem verursachen als Einzelpraxen und Berufsaus-
übungsgemeinschaften, erhält nun Auftrieb durch zwei Gutachten. 
Deren Ergebnisse wurden erstmals auf der Vertreterversammlung 
der KZBV präsentiert. Inzwischen sind beide auf der Internetseite 
der KZBV unter www.kzbv.de abrufbar.

Die KZBV hatte beide Gutachten ergänzend zu einem vom Bundes-
ministerium für Gesundheit (BMG) angestoßenen Gutachten in 
Auftrag gegeben. Das BMG lässt derzeit die Maßnahmen des Ter-
minservice- und Versorgungsgesetzes (TSVG) zur Beschränkung 
des Einflusses von reinen Kapitalinvestoren auf MVZ evaluieren, 
erläuterte der Vorstandsvorsitzende der KZBV, Dr. Wolfgang Eßer, 
der Vertreterversammlung.

IGES-Institut: iMVZ mit auffälligem Abrechnungs- 
verhalten

Sowohl das Gutachten zur Entwicklung und Auswirkungen der 
MVZ in der vertragszahnärztlichen Versorgung des IGES-Instituts 
als auch das Gutachten von Univ.-Prof. Dr. Helge Sodan (Freie Uni-
versität Berlin) zu rechtlichen Fragen der iMVZ-Gründung empfeh-
len Regelungen, die zu mehr Transparenz in den Inhaber- und Be-
teiligungsstrukturen der iMVZ führen. Dadurch ließen sich zum 
einen die Qualität und Wirtschaftlichkeit der in MVZ erbrachten 

S Leistungen genauer analysieren. Zum anderen 
könnten iMVZ besser in die Bedarfsplanung und 
somit in die Sicherstellung der Versorgung einge-
bunden werden.

Jurist Sodan stellte eingangs die These auf, dass 
sich iMVZ stärker am Ziel der Renditeoptimie-
rung orientieren als Inhaber klassischer Zahn-
arztpraxen. Aussagen hierzu von Finanzinvesto-
ren, Erfahrungen aus dem europäischen Ausland 
und Auffälligkeiten im Abrechnungsverhalten 
von iMVZ ließen diesen Schluss zu. Das Gutach-
ten des IGES-Instituts untermauert Letzteres mit 
Zahlen. Demnach generierten iMVZ im Jahr 2019 
in den Leistungsbereichen KCH und ZE nahezu 
durchgängig höhere Umsätze pro Fall als Einzel-
praxen, wie IGES-Geschäftsführer Hans-Dieter 
Nolting vor der Vertreterversammlung ausführte. 
Bei den konservierend-chirurgischen Leistungen 
rechneten iMVZ zwischen 14 und 25 Prozent 
mehr Punkte je Fall ab. Lediglich in der Individual-
prophylaxe und in der aufsuchenden Betreuung 
von Pflegebedürftigen erbrachten sie weniger 
Leistungen. In der prothetischen Versorgung lag 
bei iMVZ nicht nur der Anteil der Neuversorgun-
gen an den ZE-Fällen über den von Einzelpraxen 
(+ 15 Prozent). Auch die je Neuversorgungsfall ab-
gerechneten Festzuschüsse sowie das GOZ-Ho-
norar überstiegen die Beträge der Einzelpraxen 
(+ 12 Prozent bzw. + 18 Prozent). Nolting stellte 
jedoch auch fest, dass zahnärztlich geführte MVZ 
ähnliche Auffälligkeiten im Leistungsgeschehen 
gegenüber Einzelpraxen aufwiesen wie MVZ in 
Investorenhand.
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Darüber hinaus legte die IGES-Analyse offen, dass 
sich iMVZ vorrangig in städtischen Regionen mit 
einer durchschnittlich jüngeren und einkom-
mensstarken Bevölkerung ansiedeln, während 
sich Einzelpraxen und Berufsausübungsgemein-
schaften gleichmäßiger in der Fläche verteilen. 
Ferner zeigt sich, dass iMVZ überwiegend ange-
stellte Zahnärzte und diese dann in Vollzeit be-
schäftigen. Das Argument, dass MVZ flexiblere 
Arbeitszeitmodelle vorhalten als traditionelle 
Praxen und damit besser den Nerv junger Zahn-
ärzte treffe, habe sich anhand der Daten nicht be-
wahrheitet, sagte Nolting.

„Spätestens jetzt müsste allen klar sein, dass es 
eben nicht egal ist, wer versorgt“, resümierte 
KZBV-Chef Eßer die Ergebnisse des IGES-Gut-
achtens. Die Daten bestätigten die Auffassung 
der KZBV, dass iMVZ kaum zur Sicherstellung der 
flächendeckenden Versorgung beitrügen. Statt 
in strukturschwachen und ländlichen Regionen 
steige die Anzahl der von Investoren betriebenen 
MVZ insbesondere in wirtschaftsstarken Bal-
lungsräumen und Großstädten. Darüber hinaus 
belege das Gutachten, dass es keine MVZ brau-
che, um jungen Zahnärzten ein attraktives und 
flexibles Berufsangebot zu machen. „Dieses 
Scheinargument hat nicht länger Bestand“, bilan-
zierte Eßer. Harsch kritisierte er zudem den Hin-
weis, das iMVZ nicht nennenswert zur Versor-
gung vulnerabler Patientengruppen beitragen 
„Aufsuchende Betreuung und Prävention bei Kin-
dern sind offensichtlich nicht rentabel genug für 
die Investorenbranche.“

Ruf nach MVZ-Register und Einigungskriterien

Mit dem Gutachten liege nun eine wissenschaftliche Grundlage für 
den Diskurs mit der Politik vor. Die Begrenzung der Gründungsbe-
fugnis von Krankenhäusern für zahnärztliche MVZ sei ein erster 
richtiger Schritt gewesen. Die Ausbreitung von iMVZ und die damit 
verbundenen negativen Auswirkungen auf die Versorgung seien 
jedoch nicht eingedämmt worden. Weitere Schritte, die es den Ein-
richtungen erschweren, sich in strukturstarken Regionen anzusie-
deln, müssten deshalb folgen. Eine Forderung, die Prof. Sodan auf 
Grundlage seines Gutachtens teilte. Das mit dem TSVG eingeführte 
Steuerungsinstrument hätte sich als nicht ausreichend erwiesen. 
Neben einer räumlich-fachlichen Begrenzung der Gründungsbe-
fugnis von Krankenhäusern regte er den Aufbau eines MVZ-Regis-
ters analog zum Zahnarztregister an. Sinnvoll sei zudem eine 
Regelung in der Zulassungsverordnung, die die Eignung von MVZ-
Trägergesellschaften für die Ausübung einer vertragszahnärztli-
chen Tätigkeit berücksichtigt. All dies könne von der Politik noch in 
dieser Legislaturperiode realisiert werden.

„Wenn die Politik auch nach der Krise auf eine funktionierende flä-
chendeckende und wohnortnahe Versorgung bauen will, dann darf 
sie diese jetzt nicht aufs Spiel setzen“, schloss Eßer. Dass Deutsch-
land bislang auch vergleichsweise gut durch die Corona-Pandemie 
gekommen sei, liege nicht zuletzt an der Stärke des freiberuflichen 
und selbstverwalteten Gesundheitssystems. „Vergewerblichung 
und Kommerzialisierung, wie sie von Investoren-MVZ forciert wird, 
sind nachweislich der falsche Weg. Dieser fatalen Entwicklung 
müssen wir entschieden entgegentreten“, mahnte er.  |

Univ.-Prof. Helge Sodan (Mitte oben) präsentierte der Vertreterver-
sammlung die Ergebnisse seines Gutachtens per Videokonferenz.
Foto: ©KZBV/Spillner
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BGW: Bisher 7.500 COVID-19-Fälle als 
Berufskrankheit anerkannt
Beschäftigte in Kliniken und in der Pflege haben ein höheres Risiko, sich mit SARS-CoV-2 zu 
infizieren, als Mitarbeiter in anderen Zweigen des Gesundheitswesens. Die Berufsgenossen-
schaft für das Gesundheitswesen und die Wohlfahrtspflege (BGW) hat Zahlen veröffentlicht.

Text: Katrin Becker

nsgesamt waren der BGW bis Anfang Novem-
ber knapp 11.200 Verdachtsfälle auf berufsbe-
dingte COVID-19-Erkrankungen gemeldet wor-

den, die meisten davon bislang zu Beginn der 
Pandemie im Frühjahr. Rund 5.700 dieser Mel-
dungen kamen aus Krankenhäusern, knapp 3.700 
aus Pflegeeinrichtungen. 52 Meldungen erreich-
ten die BGW aus der Zahnmedizin.

Die BGW hat bisher rund 7.500 COVID-19-Erkrankungen als Be-
rufskrankheit anerkannt. Das entspricht 78 Prozent der rund 9.600 
entschiedenen meldepflichtigen Verdachtsfälle. Die Infektionser-
krankung gilt grundsätzlich dann als Berufskrankheit, wenn Kon-
takt mit SARS-CoV-2-infizierten Personen im Rahmen der beruf-
lichen Tätigkeit bestanden hat, relevante Krankheitssymptome 
wie Fieber oder Husten auftreten und wenn ein positiver Nachweis 
des Virus durch einen PCR-Test vorliegt.  |

I

   5.702	 Kliniken
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* �meldepflichtige Fälle aus nicht 
staatlichen Einrichtungen

Anerkennungsquote: 77,9 %
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COVID-19: Der BGW gemeldete Verdachtsfälle 
nach Branchen (Stand:06.11.2020)*

Entwicklung seit Beginn der Pandemie (Stand:06.11.2020)
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